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während des Feudalismus und a | ah "iR „Y ER 
Kapitalismus bis 1933. ü N 
Die Beiträge der Hefte 1-3 

gehen auf Vorträge zurück, die 
von den Autoren auf dem N. 
1. Stadtgeschichte-Kolloquium Be. 
der Stadt Frankfurt (Oder) am 

26. und 27. Februar 1974 ge- 

halten wurden. > 


wesentliches Erfordernis. Dar- 
aus erklärt sich die große 
Bedeutung, die der mar- 
xistisch-leninistischen Ge- 
schichtswissenschaft in der 
DDR bei der Herausbildung 
eines sozialistischen Ge- 
schichtsbewußtseins zukommt. 
Dieses Ziel kann unter an- 
derem durch die Publikation 

ER der neuesten wissenschaft- 
lichen Forschungsergebnisse 
erreicht werden. 


In Vorbereitung des IX. Partei- 
tages der SED geben das Be- 

zirksmuseum „Viadrina“ und 
, die FRANKFURT-INFORMA- hl 
Mat. TION im Auftrag des Rates der | 
5 Stadt Frankfurt (Oder) und | 
des Bezirkskomitees Frankfurt | 
| (Oder) der Historiker Gesell- | 

Br ge ‚schaft der DDR die vorlie- 
” gende stadtgeschichtliche 
m | Schriftenreihe heraus. Die ’ 
„Frankfurter Beiträge zur Ge-| 
schichte“ ermöglichen anhand | iR 
vieler interessanter Funde und I IR 
Begebenheiten einen Einblik| 
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1. Die sozialökonomische Situation in 
den Jahrzehnten vor Ausbruch der 
Revolution 


In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
vollzogen sich auch in Frankfurt (Oder), 
bedingt durch das Vordringen des Ka- 
pitalismus, wichtige sozialökonomische 
Veränderungen. Der Bau der Eisenbahn 
Berlin—Breslau verband die Stadt mit 
dem entstehenden preußischen Eisen- 
bahnnetz. Handel und Gewerbe nahmen 
teilweise einen beträchtlichen Auf- 
schwung. Der Umsatz der Frankfurter 
Messen vergrößerte sich von 1820 bis 
1851 um mehr als das Dreifache.! Es 
entstanden eine Anzahl kleinerer Fabfi- 
ken, die allerdings nach ihrer Produk- 
tionsform und der zahlenmäßigen Größe 


ihrer Arbeiterschaft noch Handwerks- ‘ 


betrieben stark ähnelten. Die neue Auf- 
teilung der preußischen Provinzen und 
ihre Gliederung in Regierungsbezirke 
verstärkten allerdings zugleich den schon 
vorhandenen Verwaltungs- und Garni- 
sonscharakter der Stadt.? 


Von 1817 bis 1852 wuchs die Bevölke- 
rung von 15500 auf 31 600 Einwohner 
an. Die gesellschaftliche führende Rolle 
in der Stadt spielte Mitte des 19. Jahr- 
hunderts die Feudalbürokratie, die mit 
ihren Familienangehörigen etwa 8 Pro- 
zent der Einwohnerschaft ausmachte. 
Den zahlenmäßig weitaus größten An- 
teil der Stadtbevölkerung stellte das 
Kleinbürgertum, vor allem Handwerker 
und kleinere Kaufleute. Etwa 25 Prozent 
entfielen auf die entstehende Arbeiter- 
klasse.? Es handelte sich dabei vor allem 
noch um Vorproletariat, denn nur eine 
verschwindende Minderheit dieser Ar- 
beiter war schon in Fabriken tätig. Die 
große Mehrheit von ihnen arbeitete als 
Gesellen bei Handwerksmeistern oder 
als „Tagearbeiter“, d.h. als Gelegen- 
heitsarbeiter in den verschiedensten 
Dienstleistungsinstitutionen und Han- 
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delsunternehmen der Oderstadt. Der 
Formierungsprozeß der Arbeiter zur 
Klasse des Proletariats hatte also auch in 
der Oderstadt in den 40er Jahren des 
19. Jahrhunderts erst begonnen. 


Wenn es auch während der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts bis zum März 1848 
in Frankfurt zu keiner offenen revolutio- 
nären Bewegung gekommen ist, so ist 
dennoch eine wachsende Unzufrieden- 
heit der Bourgeoisie, des Kleinbürger- 
tums und der Arbeiter mit den bestehen- 
den ökonomischen und politischen Ver- 
hältnissen unübersehbar. So reichten 
zum Beispiel die Auswirkungen der so- 
genannten „Demagogenverfolgungen” 
und der französischen Revolution von 
1830 bis nach Frankfurt. Die polizei- 
lichen Beschlagnahmen von Büchern und 
Broschüren in diesen Jahrzehnten bewei- 
sen, daß das bürgerlich-liberale und de- 
mokratische Gedankengut hier ebenfalls 
Resonanz gefunden hat.? 


Die Mißernte und die mit ihr verbun- 
dene Wirtschaftskrise des Jahres 1846 
verschärften die Lage beträchtlich. In 
Frankfurt stiegen die Preise für Massen- 
nahrungsmittel wie in den meisten an- 
deren preußischen Gebieten um über 
100 Prozent. Eine Anzahl kapitalistischer 
Unternehmen geriet in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten. Zahlreiche Arbeiter und 
Handwerker fanden keine Beschäftigung 
mehr.® Die Diskussionen und Debatten 
im preußischen Landtag heizten die 
Stimmung weiter an. Und selbst däs erz- 
konservative „Frankfurter Patriotische 
Wochenblatt“ konnte nun nicht mehr 
umhin, zu Beginn des Jahres 1948 dar- 
auf hinzuweisen: „Im Gegensatz zu frü- 
her ist an die Stelle des rühigen aristo- 
kratischen Zustandes ein Krieg der Gei- 
ster entbrannt und mit ihm ein völlig 
demokratischer Zustand in die Literatur 
eingetreten ..."’ (Abb. 1) In diesem 
Augenblick bedurfte es nur noch des 
auslösenden Funkens, um die Flamme 


der revolutionären Bewegung auch in 
der Oderstadt auflodern zu lassen. 


In zahlreichen preußischen Städten 
führte das Entstehen der revolutionären 
Situation, insbesondere die Auswirkun- 
gen der Wirtschaftskrise, zu dem Ver- 
such, Organisationsformen für die sich 
allmählich formierende Arbeiterklasse zu 
entwickeln. Anfang 1847 entstand daher 
auch in der Oderstadt ein „Verein für 
das Wohl der arbeitenden Klassen“, 
dessen Mitglieder sich vor allem aus den 
Reihen der „Tagearbeiter“, der Hand- 
werksgesellen und der armen Meister 
rekrutierten. Die Initiative zur Gründung 
dieses Vereins ging von Vertretern der 
kleinbürgerlichen Intelligenz, der Bour- 
geoisie und teilweise sogar der Feudal- 
bürokratie aus. Angehörige dieser so- 
zialen Gruppen hatten auch die Füh- 
rung des Vereins in den Händen. Das 
Ziel der Organisation bestand vor allem 
darin, durch karitative Maßnahmen die 
wachsende Erregung der Arbeiter und 
Handwerker über die mißliche ökono- 
mische Lage abzuschwächen und damit 
unerwünschten sozialen Forderungen 
vorzubeugen. Zugleich sollte damit der 
Gründung von selbständigen Arbeiter- 
organisationen und unkontrollierten öko- 
nomischen und politischen Aktionen ent- 
gegengewirkt werden. Es handelte sich 
also bei diesem Verein keinesfalls schon 
um eine eigenständige Interessenvertre- 
tung der Arbeiterklasse, sondern um eine 
bürgerliche Organisation. Das wird vor 
allem auch durch die weitere Entwicklung 
des Vereins bewiesen, dessen Führung 
im Laufe des Jahres 1849 sogar teilweise 
von den reaktionärsten Anhängern der 
Konterrevolution übernommen wird, 





Abb. 1 


In der konservativen Zei- 
tung „Frankfurter Patrio- 


tisches Wochenblatt" vom 


8. 1. 1848 (Nr. 2) S. 19 
wird zum ersten Mal auf 
die Entstehung einer revo- 
lutionären Situation in 
Frankfurt (Oder) aufmerk- 
sam gemacht. 

Stadtarchiv Frankfurt 
(Oder), Bibliothek 


— [— - — 


shi. phnsb far Mlistbung einer Stube 
zen den Yebrer Glode zu bewilligen. 

Die Beantraaten 0 Mtbir. werden be: 
weile, 

IH. Von dem Schreiben Cines Hod: 
sen Magıftrats vom 27. Dezember v. $., 
enbaltend die Benadridtigung, daß die Ge: 
membenstbeilung des Guniger Bufdes jegt 
beender nt und die Mittbeilung, wie die dar: 
aus der Commune zugefallenen 470 Morgen 
14 QAturben bereits theilweife genußt wor: 
Sen und in Aufunft genugt werden follen, 
haben die Stadtperordneten gern Kenntnif 
aenonmer und danken für die umfichtige 
Yarıng und günftige Verndigung diefer Un: 
aclegenbeit. 

tsiefcheben wie oben. 
Pie Redactions: Conmeiffion für 
die Veröffentlichung der Stadt: 
verordneten: Befchlüffe. 





Betrachtung beim Sinblick auf 
die Zeit. 


Ga irı eine fonderbare Zeit in der mir 
Ieben; man fann ibr nicht abfprecben, dak 
fie auf mancenm Gebiete Großes verrichtet, 
aber wer wird e8 behaupten wollen, daß lie 
in ibrem innerften NGefen groß ift? Zerfplit- 
tert md gefpalten in ihrem tiefften Sein, 
ringt fie nad) einer großen Gefammttbat der 


-Beiter, aber fie bringt eg nit day, weil 


das mabrbaft Einigende und Bindende im: 
er nody nicht berrihend bervorgetreten it. 


-Einft wird fih unfere Zeit als Lebergange- 


petiode fehr interejlant ausnehmen, in unmitz 
telbarer Gegenwart aber bat fie für jeden 
geiftig theilnehimenden Zeitgenoffen etwas in: 
bebanlihes, Aufreibendes. Ginen befonders 
harafterittifhen Gegenfag bildet fie zur vor: 
angegangenen Periode; da ftürmte und tofte 
es draugen, aber inmitten der XWVeltjtürme 
hatte das geiftige Keben, menigftens in Deurfe: 
land; cin eingefricdintes, fonniges Gebiet, 


Ivo GiroRes geleitet und aepfleat mi 

dirfem Gebiete walteten ee 432 
‚Lehnsträger des Geiftes, es berrichte Aner- 
feunung und Verehrung; das mit Liebe @e- 
Ihaffene wurde au mit Liebe aufgenommen. 
Heute ift diefer rubige, ariftofratiihe Jufiand 
de3 geiftigen Kebens bis auf die Wurzel aus: 
gerottet; wübrend Krieden nah außen blüht, 
ift der Krieg der Geifter entbrannt und mit 
ihm ein völlig demofratifher Zuftand ber 
Kiteratur eingetreten. "Keine anerfannte Grö- 
Ge, Eeine geiftige Autorität toll befteben, dir 
Liebe erfheint ale Shwägde, die Verehrung 
als Selbfternicdrigung. Faft nur innerbale 
der Partheicn beftche Anerfennung md Gel: 
tung. . Hiermit find „var maucde Achler der 
früberen Zeit), die gegenfeitige übertriebem 
Verberrlihung, die Borweihlidung und Ber- 
götterung, die Erflufivität einer Bildung, die 
noh zum. Theil des tieferen LXebens Ernfies 
ermangelte, gründlidy befeitigt; auch ift der 
jegige Kriegszuftand immer ein Zeugnip neu 
erwachten geiftigen Antereffes — aber zum 
wahren Großen und Frbanenden werden wir 
do nicht gelangen, wenn wir nur eben von 
einent Kalfhen in cin entzegengefegte® 
Schlimmerss verfallen: aus der Schwärmerei 
der Liche und Verehrung is das falte zer: 
ftörende Treiben der Berhöhnung, Zerfnitte: 
rung und Belchinpfung, aus dem Kanatis- 
mus der Toleranz in den Sanatisınus des 
Haffes, aus der felbjigenugfamen Bornebm: 
beit geiftiger Ariftofratie in die rüdjichrslofe 
Gewalttbärgkeit fiterärifiher Demokratie. 


En 


Polntechnifche Sammlung 
von&Edbuard Wermebel. 


‚Ir a4. Bereitung von Eifen: und 
aa Fupferbeize. 

Zur Darfiellung von ihwefeljauren Cifen: 
ormd für die Kürbereien und Drudereien 
empichlt D’Orville ein Benenge von sepub 
vertem Gifenpitriol mit enmas Natronfalpeter, 
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De aim der Be Bewegung wur- 

Frankfurt (Oder) — und das gilt 
I leicher Weise für den gesamten Re- 
ir j h jerungsbezit — die Märzkämpfe in 
ee rlin. Die überwiegende Mehrheit _der 
E ankfurter Ei nwohnerschaft sympathi- 
= ganz offen ‚mit den Berliner Barri- 
| kadenkämpfern. Eine offizielle Dele- 
gation der Stadtverordnetenversamm- 
ıng nahm an der „feierlichen Beerdi- 
3 Beh dieser für das Wohl des Vaterlan- 
u An des ‚gestorbenen Männer" teil.’ Und als 


| Brandenburg die revolutionären De- 
onstrationen in seinem Verwaltungs- 


u. = rk als „Störungen der gesetzlichen 


neh 
ee 


Ordn ing“ i0 bezeichnete, rief diese pro- 
ee atorische Außerung einen Sturm der 
PER rüstung ‚unter der Bevölkerung Frank- 
“ af urts ‚hervor. a4. 


| Bin: RT in bald nuBken jedoch die Arbeiter 
und Handwerker der Oderstadt eben- 

A ‚ls feststellen, daß die von den Berliner 
\ Vo Iksmassen erkämpften Rechte ihre öko- 
ah je une politische Situation kaum 
ß a | A einflußten. Jnd es traten daher ge- 
 nauso wie in vielen anderen Städten bei 
jer "Arbeitern und Kleinbürgern Tenden- 
w auf, die revolutionäre Entwicklung 
TORE! ‚ die Formulierung eigener Forde- 
rungen, vor allem sozialökonomischen 
EN, Inh 10 ts, zu nn 
X 788 höre zum. Beispiel Anfang April 
Pr 1008 die Frankfurter „Handlungsdiener“ 
(Ver äufer und Lagerarbeiter) und die 
er Eu Eisen bahnarbeiter, daß man ihre Ar- 
und Lebensbedingungen ‚verbes- 

Y er Die Handwerker forderten „keine 

Ir AN GE jeschenke", ‚sondern „nur Arbeit, Ar- 
Se beit” ‚ wie sie es selbst in einem öffent- 
Aufruf hen. der ersten April- 
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ler reaktionä näre Oberpräsident der Pro- | 
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nu Am 16. April 1848 
‚demonstrierten 500 Einwohner, „haupt- 


sächlich Arbeiter“, auf dem Wilhelms- 
platz. Die erregte Menge plünderte 
einen Fleischerladen. Daraufhin verhaf- 
tete die Bürgerwehr mehrere Arbeiter.’ 
Zwei Tage später begannen die Maurer- 
gesellen, die damals stärkste Berufs- 
gruppe der Handwerker in Frankfurt, 


_ einen Lohnstreik, den sie mit einem Teil- 


erfolg beendeten.” Und einen Monat 
später versammelte sich erneut „eine 


‚nicht: unbedeutende Anzahl sogenannter 


Arbeitsleute“ vor'dem Rathaus. Mißbilli-- 
gend berichtete der liberale „Tele- 
graph“: „Die Masse nahm einen be- 
drohlichen Charakter ein,.., indem sie 
sich vor den Häusern mehrerer Bürger 
aufstellte ... und ihnen und ihrem 
Eigentum dadurch gefährlich“ wurde. 
Wiederum alarmierte der Magistrat die 
Bürgerwehr und ließ die sich völlig fried- 
lich verhaltenden Arbeiter auseinander- 
treiben.!® 


„Geschreckt nicht durch das, was das 
deutsche Proletariat war, sondern durch 
das, was es zu werden drohte und was 
das französische schon war",!? sah nun 
auch die Bourgeoisie Frankfurts entspre- 
chend dem Vorbild ihrer Berliner Klas- 
sengenossen im Kompromiß mit der Feu- 
dalklasse die Rettung. Jede Weiterfüh- 
rung der Revolution, welche den politi- 
schen Einfluß des Kleinbürgertums und 


der Arbeiter verstärken mußte, wurde 


jetzt abgelehnt. Die Bourgeoisie Frank- 
furts vertrat nun ebenfalls den Stand- 
punkt, daß die Einheit des Vaterlandes, 
die Presse- und Versammlungsfreiheit, 


- eine bürgerliche Verfassung nur auf 


„gesetzmäßigem Wege", d.h. über die 
Vereinbarung mit den feudalen Fürsten 
erreicht werden sollten. So sah zum Bei- 
spiel der bürgerlich-liberale konstitutio- 
nelle Klub in der ersten Aprilhälfte des 
Jahres 1848 in Frankfurt seine Hauptauf- 
gabe darin, „... das Vertrauen zur jet- 


- 


_ zigen Regierung (der bürgerlich-libera- 
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len Regierung in Preußen V.K.) zu festi- 
gen." 13 Der Hauptfeind war nun nicht 
mehr die Feudalklasse, sondern die 
„Partei, ... die jede Schranke der Ord- 
nung und der Gesetzlichkeit stürmisch 
zu überfluten droht." 1% „Die Anhänger 
des alten Systems fürchten wir weniger 
— die Geschichte hat sie gerichtet ... 
Wir achten jede Überzeugung — des 
Konservativen, des Liberalen, des Radi- 
kalen — aber wir hassen die Gewalt- 
tat." 


Mit Unterstützung der Feudalbürokratie 
war die Frankfurter Bourgeoisie vor al- 
lem bestrebt, der im März 1848 entstan- 
denen Bürgerwehr jede revolutionäre Be- 


deutung zu nehmen. Die Aufgabe dieser - 


Truppe sah die Bourgeoisie ausschließ- 
lich darin, und dabei wurde sie vom 
Frankfurter Magistrat nachhaltig unter- 
stützt, „die öffentliche Ruhe, Sicher- 
heit und Ordnung aufrechtzuerhalten 
und nötigenfalls durch Waffengewalt 
wiederherzustellen."?!. Mit den verschie- 
densten Methoden verhinderte man, daß 
Arbeiter und ärmere -Handwerksmeister 
einen stärkeren Einfluß innerhalb der 
Wehr gewannen. Alle wichtigen Positio- 
nen der Wehr befanden sich in den Hän- 
den von reichen Bourgeois oder Vertre- 
tern der Feudalbürokratie.”” Es über- 
raschte daher nicht, daß die Frankfurter 
Bürgerwehr ihre revolutionäre Aufgabe, 
die militärische Verteidigung der demo- 
kratischen Rechte der Volksmassen ge- 
gen die Angriffe der konterrevolutionä- 
ren Kräfte, genauso wie in den meisten 
anderen preußischen Städten, nie wahr 
genommen hat.?? 


Die ständig wachsende Kompromißbe- 
reitschaft der Bourgeoisie gegenüber der 


Feudalklasse führte im Mai 1848 dazu, 


daß die unter dem Eindruck der Berli- 
ner Märzereignisse spontan entstandene 


antifeudale Einheitsfront auch in der 


Oderstadt wieder zerfiel. Den meisten 


Kleinbürgern und Arbeitern wurde nun 





bewußt, daß sie sich von der Führung 
der liberalen Bourgeoisie lösen mußten, 
wenn sie ihre politischen und ökonomi- 
schen Zielstellungen realisieren wollten. 


Das deutlichste Kennzeichen für die 
wachsenden Gegensätze zwischen der 
liberalen Bourgeoisie und den kleinbür- 
gerlichen Demokraten in Frankfurt (Oder) 
war die Ende Mai 1848 erfolgte Bildung 
des Demokratischen Vereins. Bisher hat- 
ten die kleinbürgerlichen Demokraten 
dem bürgerlich-liberalen Konstitutionel- 
len Verein angehört, der schon in der 
ersten Aprilhälfte entstanden war. Nun 
verfügten sie über eine eigene politische 
Organisation, die sich auch in ihrer Ziel- 
setzung in den folgenden Monaten im- 
mer klarer von der liberalen Bourgeoisie 
abgrenzte. Zu einem konsequenten Bruch 
mit der liberalen Bourgeoisie konnte 
man sich allerdings während der Revo- 
lutionsmonate nicht entschließen. 


Der Konstitutionelle Verein hatte unge- 
fähr 350 eingeschriebene Mitglieder.” 
Den Vorstand stellten liberal gesinnte 
Beamte und reiche Kaufleute. Auf jede 
entschiedene revolutionäre politische Ak- 
tivität für die Festigung bzw. Erweiterung 
der von den Volksmassen erkämpften Er- 
rungenschaften wurde von vornherein 
verzichtet. Als Hauptaufgabe bezeich- 
nete der Klub in seinem Statut, „. - - 
über politische Fragen nach allen Rich- 
tungen zu beraten und in geeigneten 
Fällen das Resultat dieser Beratungen 
durch Stimmenmehrheit festzustellen.“” 
Seine Zeitung war der „Telegraph, Frank- 
furter Zeitung“. Dem Demokratischen 
Verein gehörten zeitweise bis zu 800 
Mitglieder an.?® Er war der Zahl nach 
die größte kleinbürgerlich-demokratische 
Organisation des gesamten Regierungs- 
bezirks und hat teilweise recht aktiv auf 
die demokratischen Vereinigungen in den 
Frankfurt benachbarten Gebieten einge- 
wirkt. Während der ersten Monate nach 
der Gründung des Vereins beherrsch- 





ten den Vorstand vor allem Angehö- 
rige der kleinbürgerlichen Intelligenz und 
einige fortschrittliche Beamte, die zum 
gemäßigten Flügel der kleinbürgerlichen 
Demokraten zu zählen waren. Der Ver- 
ein verfügte ab Oktober 1848 über eine 
eigene Zeitung, das „Frankfurter De- 
mokratische Wochenblatt“.” Mitglieder 
des Demokratischen Vereins waren vor 
allem Handwerksmeister, Gesellen und 
Arbeiter. (Abb. 2) 


Irgendeine selbständige Organisation 
der Frankfurter Arbeiter hat in den Re- 
volutionsmonaten nicht existiert. Der 
größte Teil von ihnen war noch eng mit 
der kleinbürgerlichen Lebensweise und 
Ideologie verbunden. Ein Industrieprole- 
tariat, das den fortschrittlichsten Kern 
der Arbeiterklasse im Kapitalismus bil- 
det, gab es in Frankfurt damals noch 
nicht. Wie viele ihrer Klassengenossen 
in den anderen deutschen Gebieten, so 
glaubten auch die Frankfurter Arbeiter, 
daß ihre ökonomischen und politischen 
Ziele -mit denen des demokratischen 
Kleinbürgertums grundsätzlich überein- 
stimmten, und sie ordneten sich daher 
erst einmal der Führung der kleinbür- 
gerlichen Demokraten unter. Innerhalb 
des Demokratischen Vereins haben al- 
lerdings Arbeiter eine entscheidende 
mobilisierende Rolle bei allen politischen 
Aktionen gespielt.” 


3, Die Auswirkungen der September- 
krise in Frankfurt (Oder) 
(September—Oktober 1848) 


Die durch die Bildung der Regierung 
Pfuel in Berlin, die Ernennung General 
Wrangels zum Oberbefehlshaber in den 
Marken und das Einrücken preußisch- 
österreichischer Truppen in Frankfurt am 
Main bedingte Septemberkrise führte in. 
der Oderstadt zum zweiten Höhepunkt 
der revolutionären Bewegung des Jah- 
res 1848. 


Schon im Juli und August hatten die An- 
hänger der Feudalklasse in Frankfurt 
(Oder) ihren reaktionären Propaganda- 
feldzug ebenfalls beträchtlich verstärkt.” 
Die Ereignisse in. Berlin und Frankfurt 
am Main demonstrierten den kleinbür- 
gerlichen Demokraten und Arbeitern, 
daß die Feudalklasse und die mit ihr 


, verbündeten Kräfte der Bourgeoisie gar 


nicht daran dachten, die gemachten Ver- 
sprechungen zu realisieren. Auch in 
Frankfurt (Oder) und dem gesamten Re- 
gierungsbezirk begann sich daher die 
revolutionäre Volksbewegung wieder zu 
intensivieren. 


Erstes Kennzeichen dafür war eine Serie 
von öffentlichen Volksversammlungen in 
den ersten Septemberwochen, an de- 
nen nicht nur Tausende von Einwoh- 
nern der Stadt, sondern auch „viele 
Landleute aus der Umgebung" teilnah- 
men.” Initiator dieser Willenskundge- 
bungen war der Demokratische Verein. 
Hauptredner der am 3. September 1848 
stattfindenden Veranstaltung, die mit 
einem Protest gegen die von der. preu- 
Bischen Regierung vorgeschlagene rück- 

schrittliche Gemeindeordnung endete, 
war der Abgeordnete der äußersten Lin- 
ken der preußischen Nationalversamm- 
lung, der dem Bund der Kommunisten 
angehörende Karl d’Ester. Eine Woche 
darauf billigten die Versammlungsteil- 
nehmer auf einer Kundgebung den Be- 
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Abb. 2 


Die Statuten des Frank- 

furter Demokratischen Ver- 

eins. Der „Telegraph, 

Frankfurter Zeitung“ für 

Politik und Ereignisse der 

Gegenwart, 8. 6. 1848 

(Nr. 131), S. 586. 
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schluß der preußischen Nationalver- 
sammlung, daß die Regierung verpflich- 
tet sei, die Entscheidungen der Abge- 
ordneten konsequent durchzuführen.?! 


Drei Tage später, am 13. September 
1848, lösten Arbeiter und Handwerker 
eine Tagung der Zentrale des reaktionü- 
ren preußischen Vereins für König und 
Vaterland in der Oderstadt auf. Und 
am 17. September 1848 bekannten sich 
mehrere tausend Frankfurter zu der Er- 
klärung, „. . . daß die Errungenschaften 
der Märzrevolution heilige, alte, unver- 
äußerliche Rechte . ..." wären.?? 


Ein zweites Kennzeichen für die Inten- 
sivierung der revolutionären Volksbewe- 
gung in den Septemberwochen war die 
Polarisierung der Kräfte in den politi- 
schen Organisationen des Kleinbürger- 
tums und der Bourgeoisie Frankfurts. 
Aus dem Konstitutionellen Verein schie- 
den Mitte September 1848 all die Mit- 
glieder aus, die aus Angst vor dem re- 
volutionären Elan der Volksmassen zu je- 
Jem Kompromiß mit der Feudalklasse be- 
reit waren. Der Klub nannte sich nun 
„Demokratisch-konstitutioneller Verein” 
und neigte in seinen Ansichten den Auf- 
fassungen des gemäßigten Flügels der 
norddeutschen Demokraten zu.” 


Innerhalb des Demokratischen Vereins 
hatte schon Mitte August 1848 der Berg- 
geschworene Gustav Kirchner,”' der von 
nun an zur beherrschenden. Figur der 
Frankfurter kleinbürgerlich-demokrati- 
schen Organisation werden sollte, einen 
„Leseverein“ gebildet. In diesem Stu- 
dienzirkel wurden unter anderen die 
wichtigsten Artikel der „Neuen Rheini- 
schen Zeitung“ regelmäßig diskutiert.” 


Das „Frankfurter Demokratische Wo- 
chenblatt“ druckte im Oktober mehrmals 
Auszüge aus der „Neuen Rheinischen 
Zeitung“ ab, und auch Gustav Kirchner 
berief sich bei seinen Auseinanderset- 
zungen um die Neuorientierung des Ver- 


eins auf einen Artikel der von Karl 
Marx herausgegebenen „Neuen Rheini- 
schen Zeitung“. (Abb. 3 u. 4) Mitte Sep- 
tember, vor allem bedingt durch die 
Vorgänge in Frankfurt am Main, setzte 
sich der linke Flügel der Demokraten 
endgültig durch.*® 


Gustav Kirchner wurde zum Vorsitzenden 
gewählt. Die Führer des rechten Flü- 
gels schieden aus dem Verein aus und 
schlossen sich dem Demokratisch-konsti- 
tutionellen Klub an. Von diesem Zeit- 
punkt an vertraten die Frankfurter De- 
mokraten ganz offen die Forderung, die 
Monarchie in Preußen abzuschaffen und 
in Deutschland’ eine demokratische Re- 
publik zu errichten. Darunter war aller- 
dings nicht die vom Bund der Kommuni- 
sten vorgeschlagene einheitliche bürger- 
lich-demokratische Republik zu verste- 
hen, sondern ein utopisches klassen- 
kampfloses Staatsgebilde, von dem die 
Frankfurter Demokraten ebensowenig 
exakte Vorstellungen besaßen wie ihre 
kleinbürgerlichen Gesinnungsgenossen in 
vielen anderen Gebieten Deutschlands. 


Dennoch gewann der Frankfurter Demo- 
kratische Verein unter der Leitung Gu- 
stav Kirchners in seinen Erklärungen und 
Aktionen erheblich an Klarheit und Kon- 
sequenz. Das Ausscheiden des rechten 
Flügels schadete ihm in keiner Weise. 
Im Gegenteil, in diesen Wochen scheint 
die Mitgliederzahl beträchtlich angestie- 
gen zu sein,” und auch das Erscheinen 
einer eigenen Zeitung, des schon ge- 
nannten „Frankfurter Demokratischen 
Wochenblattes“, ab Anfang Oktober 
1848 war ein Ausdruck der gewachsenen 
Geschlossenheit der Organisation der 
kleinbürgerlichen Demokraten. 


Trotz dieser positiven Tendenzen gelang 
es aber auch den kleinbürgerlichen De- 
mokraten Frankfurts nicht, sich in dieser 
für den Erfolg der Revolution so kriti- 
schen Situation von den bürgerlichen 
Vorstellungen über Ordnung, Ruhe und 


Gesetzlichkeit entschlossen zu lösen. Ein 
konsequent revolutionäres Aktionspro- 
gramm zur Abwehr der immer drohender 
werdenden konterrevolutionären Offen- 


.sive, entsprechend den territorialen Er- 


fordernissen, wurde nicht entwickelt. Die 
bestehenden Möglichkeiten zur Gewin- 
nung: der Soldaten der Frankfurter Gar- 
nison für die Verteidigung der Revolu- 
tion und die Chancen für eine demo- 
kratische Neuformierung der Bürgerwehr 
ließ man ungenutzt. Nach wie vor be- 
zeichnete der Demokratische Verein De- 
monstrationen und papierne Proteste als 
die entscheidenden Methoden des revo- 
lutionären Kampfes. So appellierte zum 
Beispiel das „Frankfurter Demokratische 
Wochenblatt“ Anfang Oktober 1848 an- 
läßlich der provokatorischen Rede Ge- 
neral Wrangels vom 19. September — 
Wrangel hatte ganz offen mit einem 
konterrevolutionären militärischen Putsch 
gedroht — an die Frankfurter Bevölke- 
rung: „Tretet zusammen und petitioniert 
ohne Unterlaß, damit unsere Vertreter in 
Berlin es möglich machen, daß die Trup- 
pen in die Garnisonen zurückkehren." 


Auch die Frankfurter kleinbürgerlichen 
Demokraten versagten also im Oktober 
1848 bei der Aufgabe, die nach dem 
Verrat der Bourgeoisie an der Revolu- 
tion ihnen zufallende Führungsrolle der 
antifeudalen Kräfte entschlossen zu über- 
nehmen und die erforderlichen Maßnah- 
men gegen die drohende konterrevolu- 
tionäre Offensive einzuleiten. 


Das dritte Kennzeichen für die Steige- 
rung der revolutionären Erregung in die- 
sen Wochen bildete in Frankfurt (Oder) 
die sich zuspitzende Auseinandersetzung 
um die Schulfrage.“® Ihr wesentlicher In- 
halt bestand darin, innerhalb des schuli- 
schen Bildungs- und Erziehungsprozesses 
die bürgerlichen Interessen endgültig 
durchzusetzen. Die wichtigste Institution 
für die Aufrechterhaltung des rückstän- 
digen feudalen Einflusses auf die allge- 
meinbildenden Schulen stellte auch in 
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Be Frankfurt die protestantische Rälcktehe 
BR. (f BE. die ein Aufsichtsrecht über die schu- 

PR. lischen Einrichtungen besaß. Im Mittel- 
punkt dieses Streites stand daher die 
Beseitigung dieses Aufsichtsrechtes. Es 
Br sich bei dieser Auseinander- 
setzung selbstverständlich nicht um ein 
für den Sieg der revolutionären Entwick- 
Air lung ‚entscheidendes Problem. Dennoch 
EN sollte diesem Gegenstand bei den For- 
Pier schungen zur Frankfurter Stadtgeschichte 
des 19. Jahrhunderts stärkere Aufmerk- 
 samkeit gewidmet werden. Leistete doch 
+ w) hier die in Frankfurt im September 1848 
ah stattfindende Brandenburgische Provin- 
BR  ziallehrerkonferenz einen wichtigen Bei- 
trag für die spätere Lösung dieser Frage, 
ein Ereignis, das in seiner historischen 
Bedeutung über den territorialen Bereich 

der Oderstadt weithinausgehen sollte“! 















Ganz abgesehen von der besonders ak- 
) u tiven Rolle der fortschrittlichsten Vertre- 
Br. ter der Frankfurter Lehrerschaft bei die- 
Bi KY. 
” w ‘sen Aktionen, allen voran der damalige 
> Ya _ Schuldirektor Wiecke, der nicht nur zu 
"e den Teilnehmern der Konferenz zählte, 
Br sondern der auch Ende August 1848 den 
„Verein zur Emanzipation der Schule“ in 
‘der Oderstadt gründete? 
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4. Der Sieg der konterrevolutionären 
Offensive — Das Abklingen der revo- 
lutionären Bewegung 
(November 1848 bis 1849) 


Zum dritten und letzten Höhepunkt der 
revolutionären Bewegungen gestaltete 
sich in Frankfurt (Oder) die Reaktion der 
Bevölkerung auf den Beginn der kon- 


‚terrevolutionären Offensive in Berlin. Die 


Bildung der Regierung Brandenburg und 
die angekündigte Verlegung der preu- 
Bischen Nationalversammiung lösten 
große Empörung aus. Die Stadtverord- 
netenversammlung appellierte an den 
König, er sollte die getroffenen Ver- 
zurücknehmen, denn die 
Stimmung der Bevölkerung wäre „... 
von der Art .. ...daß uns ernste Be-, 
sorgnisse für den Thron und das Land 
gerechtfertigt erscheinen . . ."** Und in 
dem 'Situationsbericht des Frankfurter 
Magistrats vom 15. November 1848 an 
den Regierungspräsidenten hieß es: Die 
Maßnahmen des Königs hätten „. . . gro- 
Ben Unwillen namentlich unter dem 
Frankfurter Bürger- und Arbeiterstande 
hervorgerufen ...““* Der kommandie- 
rende General des 3. preußischen Ar- 
meekorps lehnte eine Truppenverlegung 
aus der Stadt ab, da sonst die Volks- 
massen nicht in Schach gehalten werden 
könnten.“ Jammernd meldeten die Land- 
räte des Regierungsbezirkes, daß die zur 
Verfügung stehenden militärischen Kräfte 
viel zu gering wären, um einer geschlos- 
senen Äktion der Bevölkerung erfolg- 
reich Widerstand leisten zu können. 


Rückblickend schilderte der Frankfurter 
Regierungspräsident die damalige Si- 
tuation: „.... die ganze Bevölkerung" 
wäre „mit wenigen Ausnahmen für die 
preußische Nationalversammlung und 
die Stimmung hätte, wenn die Versamm- 
lun 
schwierigsten Verwicklungen führen kön- 
nen.“5a Mitte November 1848 war also 
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mit Überlegung handelte, zu den 
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in der Stadt und im Regierungsbezirk 
die Position der revolutionären Partei 
keinesfalls aussichtslos. Erneut wurde 
jedoch diese günstige Lage von den 
ontifeudalen Kräften Frankfurts nicht 
genutzt. Für die erfolgreiche Abwehr der 
konterrevolutionären Offensive wäre es 
hier genauso wie in den anderen Ge- 
bieten Preußens erforderlich gewesen, 
daß die Organisationen der kleinbür- 
gerlichen Demokraten ein revolutionäres 
Aktionsprogramm schufen und sich ent- 
schlossen an die Spitze der erregten 
Volksmassen stellten. Davon war aber 
leider auch in Frankfurt wenig zu ver- 
spüren. 


Der Demokratisch-konstitutionelle Ver- 
ein, d. h. die fortschrittlichsten Vertreter 
der liberalen Bourgeoisie und der rechte 
Flügel der kleinbürgerlichen Demokra- 
ten, erklärte in einer Adresse an die 
preußische Regierung, daß man nur für 
einen Widerstand auf „gesetzlichem" 
Wege eintrete. Jede Gewaltanwendung 
lehnte der Klub entschieden ab. „Ohne 
Blutvergießen", so hieß es; wörtlich im 
Verhandlungsprotokoll der Mitglieder- 
versammlung vom 11. November 1848, 
wollte man „desto glänzender siegen." *® 


Der Demokratische Verein, also der linke 


Flügel der kleinbürgerlichen Demokra- 
ten in-der Oderstadt, ging zwar in sei- 
nen Vorschlägen weiter. Als es dann 
aber um die Realisierung dieser Vor- 


schläge ging, trug fast ausschließlich. 


die traditionelle kleinbürgerliche Zaghaf- 
tigkeit den Sieg davon. 


Auf der Versammlung des Demokrati- 


schen Klubs am 12. November 1848 hat- 
ten die besonders zahlreich anwesenden 
Mitglieder aus der Arbeiterklasse ge- 
fordert, daß man den Arbeitern Waffen 
übergebe,’” da in dieser „Zeit des un- 
vermeidlichen Kampfes“ nur konse- 
quente Aktionen die Revolution noch 
retten könnten. Am nächsten Tage ver- 
sammelten sich mehrere hundert Arbei- 
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Abb. $ 


Das „Frankfurter Demokra- 
tische Wochenblatt" pro- 
testiert gegen die Ermor- 
dung Robert Blums. 
„Frankfurter Demokratisches 
Wochenblatt“ vom 18. 11. 
1848 (Nr. 7), S. 53. 
Stadtarchiv Frankfurt 
(Oder), Bibliothek 
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Abb. 4 


Ein durch die „Neue Rhei- 
nische Zeitung“ beeinfluß- 
ter Artikel „Das Recht auf 
Arbeit“. „Frankfurter De- 
mokratisches Wochenblatt“ 
vom 16. 12. 1848 (Nr. 11) 

S. 97-99. 

Stadtarchiv Frankfurt 
(Oder), Bibliothek 
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keit, die ferner nur einem febr geringen 
vs abmırit, und die endlid für Ule bie 
wamtibe at (ment is Erbarbeit), ohne 
Küdidı darauf, was fie gelernt haben, und 
mers fie wach ihren Kräften und Fähigkeiten 
am. beiten leiften können. Immer werben 
diefe Mnterftügungen nur als eine Art Gmase 
angeieben, die man. den Armen erweft, und 
yeer nit Demürbig Barum bittet, fondern jhs 
rielleicht einfallen läge, fie als cm Recht zu 
fordert, der befonumm ficher Nidre. 

Sen emem Nebt auf Arbeit für alle 
Zürzer, Me zum Arbeiten fähig find, aber 
feine Arkeis finden fönnen, und fee andere 
FPuttel befizen, um davon zu leben, ijt alfo 
ect ine ned mid die Rede; chen fo menig 
von einem Mecdt aller arbeiteunfähigen ars 
men Vorger auf binreigenden Unterbalt. In 
enmem Staat aber zon gebildeten WMenjcen, 


in einem Staat, twelder fagt, das Wohl 


alfer Bürger wäre fein erfter Zwed, in einem 
Staat, welder mit auf die gemaltiame 
Unterdrücdung eines großen XTheiles feiner 
Bürger, das Blüd der Andern ftüßen will, 
— in emem felden Staat muf doh zum 
allermenigften einem jeden Bürger fein Kr: 
ben fihergefiells fein. Das fanır. aber nur 
daturd geihehen, daf der Staat, als erfies 
Kedsr cines jeden arbensfäihigen Bürgers, 
das Rede auf binreihenden Unterhalt durch 
Arbeit, als erites Recht eines jeden arbeite: 
unfähszen Bürgers, dat Nedbt auf binrei- 
enden linierbalt ohne Arbeit anerkennt, umd 
ak der Sıaar 18 den Gemeinden jur Pflicht 
made, allen unbemischten Bürgern, wenn 


“fie arbeitefäbig, aber ohne Arbeir find, eine 


angemeilene lohnende Urbeit, wenn fie arbeite 
unfäbıg find, binreidienten Alnterhalt aus Ge: 
niermdeimireln zu geben. Wenn bei arınen 
Gememden die Gemeindeminel nicht aufrei: 
&en, fo mu der Staat mit feinen Mitteln 
beiten. Eir jeder Staat, der nicht zum aller 
wengflen jenes Net und dieie Pfliht ans 
erfeumt, der aljo feinen Vürgern nicht mal 
das Leben Nihers, in aud ken Staa von 
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E 


ebilderen Menihen, fondern ein Staat von 

ern, Die Reiben und Wohlbabenden 
in einem folgen Staat rauben ihren unbe: 
mittelten Mirbärgern den Lebensunterhalt unter 
dem Schup der Gefege. Hür diefe Unbemit- 


telten aber, -die geradezu dem Hungertode 


Preis gegeben find, tritt das natürliche 
Redt ein, fi das zu ihrem Unterhalt 
Noıhmwendige zu nehmen, wo fie's ber: 
friegen fönnen. Das it für jeden Pen: 
{ben von nur erwas gefundem DVerfiand 10 
Har wie die Sonne, wenn au bir geißrıe: 
senen Gefege taufendmal das Gegemtbail ja: 
gen, und wenn aud der &taateprofurater 
Heder einen Auffag (Bänge magen gilt 


nicht I), im welhen ib tas Näulıche m 


ähnlicher Art gefagt hatte, „an fi aenem: 
men bat,“ um meine gefährlihen Selmimın: 
gen daraus zu beieifen. v. 

Shr babı gut fprehen, Ihr woblgenabr: 
sen Herren, die-Zhr nie den Sunger kennen 


gelersit babı: „Diebftabt ifi ein DVerbredben,” , 


oder: „Diebftahl ift eine Sünde’, Aber 
faßt Eu mal das Mieffer an die Kebie Segen, 


und wir wellen uns dann wieder fprecden, 


ob Ahr Euch nie Eurer Haut wehrs, fo gut 
wie Andre. Ylur ein Heudter oder cın Dumm 
kopf fan einem Menihen zumutben, daf er 
aus Adtung vor dem Grfes oder aus Got 
tesfurdt und Tugend verhungern, oder Yücıb 
und Kind verhungern faffen foll. reitic 


werden Biele fagen, die Norbleiderrtru, wel: 


Ken feine andere Hülfe mebr offen siande, 
follten (ib an bie Mulerhätigkeit, Me Warınz 
bersigkeis ihrer Pürbürger wenden, zu dei: 
betteln. Aber unfre Gefege verbieten das 
Berrein bei eben fo harten, oder. nod harte: 
ren Strafen, als Meine Diebtäble. ne m 
es nie für einen Mann, der ned cımas 
Sol, noh eiwas Menfhenmürde im Ti 
fühlt, empörcud, an den: Thüren der Keichen 


*) Don folhen Raub eder Diebitabl,; der edle 
Merh, blos aus Bequemlichkeit, aus Suua_ zum 
ohlicben, aut Gemohnbeir betrieben mird, ul mer 
natürlich gar nicht die Nede. 


IENETUEBIN IE Au au 


ro 99 = 


„um Himolen zu Achen, denmubig um das zu 
bien, worauf er em gures Net bat, und 
sh uodt obendrein in Die Gefahr zit begeben, 
ut Grekbeiten, mis SHehn und Zpeit ver: 
page zu werden? 

-2Gas folge nun bieraus? Cima das, dbaf 
mir das natürlibe Mecr aller Norbleidenden 


“und Ken ibren Mirbürgern Berlafienen, das 


Rede zusnareifen und fid ben Erbensumters 
‘balı zunehmen, io fie dazu femmen fönnen, 


bak wir diefes Nedr einem Jeden str YHudz ° 


übung anempfeblen und in die Grfege auf: 
nehmen wollen? Allerdings gehörte es in die, 
Gefege: wir würden dann menigfiens einen 
zeorbneren Näuberjiaat baden. Aber das 


it nicht tnfer Ziel, werngleid unfre Keinde 


uns das nadıfagen. Wir wollen ım Gegen: 
tbeil, daß der Ränkerftaat ein Ende nch 
nen md zu einem Staat gebildeter Dien: 
fhem werden foll, Der Anfang aber, um ba: 
bin zu kommen, ift eben’ der, dah das Nedt 
aller Bürger auf Arbeit und Unterbalt ausge: 
frroden, ımd den Gemeinden it Plihı auf: 
erlege wird, Arbeit und Unterbalt allen Bür: 


gern zu fihern. Cine Staarsverfaffung, die 


das nicht enthält, ift gar mies werrb, mag 


fie fenft and noh fo fhön’ fein. Können 


“wir von unfern Fonftituirenden Werfanmluns 


gen wohl erwarten, bafı fie diefes Grfie und 


MWichtigfte für dat arbeitende Boll in bie neuen 
Verfaffungen aufnehmen werden? Schiwerlid,. 
"Mon der Berliner noh am erften; die hat 
doch fhon fo mandıes Gute fürs arbeitende 
Volk gerhan, 3. B. das STagdredt auf frems 
dem Grund und Boden aufgehoben, eine 
Menge von den fmeren drüdenden Abgaben 
der arme Bauern in den dftlıhen Provinzen 
abgeihaft, und eine fräftige Hülfe über die 
notbleidenden Spinner und Weber in Schle 
fien und Wefifaten befhloffen. ie hat fih 
gebeffert, Diele Berliner Verfammlung, und 
wenn im allen Provinzen die Demolrasen (6 


- ıbätig Wären, wit in S:hlefin, und alle 
polfsfeindlihen Abgeordneten nad Haufe tie: 
fen, dann follte_fie moßt, bald gut werden. 


Uber leider find bie Demokraten meijt viel 

zu faul, zu unbebolfen, zu Ängfllih oder zu 

feige. Diefer Wormurf trifft befonders unfere 
tinprorin, es ne hinter allen andern 
orinzen surhdftebt. 

5 a Neue Köln. Zeit. 
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Bor einigen Tagen it in meiner Abiwes 


fenbeit ein Brief des Herrn €, Unfhüsg in: 


Breslau an mid abgegeben worden. Der 
unbelannte Ucberbringer möge fih fdleunigit 
zur Gmpfangnahme des Gewünfgten bei mir 
einfinden, oder mir feine Bee Fa nnıcc 
faffen. &Spilleße. 





Antwort auf No. 7. _ 
Keinen Gruß von @life in 3. 
Der Bande fehlt der Bandenführer und 
ertvartet fie ibn. Er ift doh gewiß aud 
Shen aufgelöft! Auf feinen Empfang mag 
‚er fi nur nicht freuen. 


LL—_ 
Wir erflären, daf das Inferat in No. 3. 


des Frankfurter Bemofratiihen Wocenblatte, , 


in Betreff des Mehanitus Schneider, auf 
einen Zrrihume beruht und nehmen wir daf: 
felbe daber volftändig surüd. 


Frankfurt a. Dan 14. Desbr. 1848. , 


‚Bone, Schönfe. 





ter auf dem Anger und beschlossen, ein 
bewaffnetes Arbeiterkorps zu bilden. 


Die notwendigen Waffen sollte die Bür- 
gerwehr bereitstellen. Zu ihrem Kom- 
mandeur wählten sie den schon 'mehr- 
mals genannten Vorsitzenden des De- 
mokratischen Vereins, den Berggeschwo- 
renen Gustav Kirchner.‘® Als nun jedoch 
der Magistrat, angetrieben von der töd- 
lich erschrockenen Bourgeoisie und den 


* Regierungsbehörden, die Bildung einer 


selbständigen bewaffneten Formation 
der Arbeiter scharf zurückwies und mit 
dem Einsatz militärischer Mittel drohte, 
gaben die kleinbürgerlichen Demokra- 
ten dieses Vorhaben sofort auf.“S«a 


Das gleiche negative Ergebnis hatten die 
Versuche, das Einrücken der Landwehr 
zu verhindern und die Zahlung der 
Steuern zu verweigern. Die Nichtbefol- 
gung des königlichen Einberufungs- 
befehls durch die Landwehrleute hätte 
nicht nur die militärische Position der 
Konterrevolution beträchtlich geschwächt, 
sondern wäre auch von großem propa- 
gandistischem Einfluß auf die Soldaten 
der Frankfurter Garnison gewesen. Im 
Unterschied zu der Frankfurter Stadtver- 
ordnetenversammlung, die einen Wider- 
stand in dieser Form prinzipiell ab- 
lehnte,“? billigte der Demokratische Ver 
ein zwar die Zurückweisung des Einbe- 
rufungsbefehls und förderte den Druck 
und die Verteilung entsprechender Pla- 
kate,® aber energische Maßnahmen zur 
Verwirklichung dieses Vorhabens wur- 
den nicht eingeleitet. Genauso verlief 
in der Oderstadt die von der preußi- 
schen Nationalversammlung beschlos- 
sene Steuerverweigerung. Erneut erklär- 
ten sich die kleinbürgerlichen Demokra- 
ten und diesmal sogar auch die Stadtver- 


 ordneten für diesen Beschluß.5l! Außer 


dem Anbringen von Plakaten wurde je- 


‚doch nichts unternommen. Und als die 


Regierungsbehörden ankündigten, daß 
sie die Steuern notfalls mit Hilfe militä- 





rischer Gewalt eintreiben würden,?2 gab 
man den Widerstand schnell auf. 


In der zweiten Novemberhälfte des Jah- 
res 1848 hatte daher in der Oderstadt — 
und das galt in gleicher Weise für den 
gesamten Regierungsbezirk® — die 
Konterrevolution wie in den meisten öst- 
lichen preußischen Provinzen den Sieg 
errungen. Es begann die offene Verfol- 
gung der führenden Vertreter der klein- 
bürgerlichen Demokraten. Gegen eine 
Anzahl von ihnen, darunter Gustav 
Kirchner, bereitete man” Gerichtsverfah- 
ren vor. Fortschrittliche Beamte wurden 
strafversetzt. Am 24. November überfie- 
len von ihren reaktionären Offizieren 
aufgeputschte Soldaten eine Tagung des 
Demokratischen Vereins. Als gegen diese 
Provokation eine öffentliche Volksver- 
sammlung durchgeführt werden sollte, 
verboten die Behörden die geplante 
Protestdemonstration.” Nun wagte sich 
endlich auch der konservative Patrio- 
tische Verein an die Öffentlichkeit. Schon 
in der zweiten Oktoberhälfte entstanden, 
hatte er es sich bisher nicht getraut, öf- 
fentlich wirksam zu werden. Am 26. No- 
vember 1848 führte er seine erste große 
Zusammenkunft durch, ohne daß es dies- 
mal zu irgendwelchen Protesten kam.5® 


Die antifeudalen Kräfte resignierten. 
Das „Demokratische Wochenblatt“ ver- 
tröstete seine Anhänger auf die Zukunft, 
indem es Anfang Dezember feststellte: 
„... vielleicht kommt noch der Augen- 
blick, wo wir die versäumte Pflicht, die 
verfassungsmäßige Freiheit mit den 
Waffen in der Hand zu schützen, voll- 
bringen können."5? Als Anfang Dezem- 
ber die vom preußischen König oktroy- 
ierte Verfassung in Frankfurt bekannt 
wurde, kritisierte der rechte Flügel der 
kleinbürgerlichen Demokraten zwar das 


 Wahlgesetz zur ersten Kammer, be- 


merkte jedoch im gleichen Atemzug, 
daß dieses rückschrittliche Machtwerk ein 
„Geschenk der Notwendigkeit"-gewesen 


- 
. 
_r 


wäre; „in welchem auch der argwöh- 


nischste Blick ... demokratische Prinzi- 


pien wird nicht verkennen können.” 


Und Mitte Dezember hatte sich die Er- 
regung der Bevölkerung im gesamten 


Regierungsbezirk schon so gemindert, 


daß das Militärkommando des Bezirkes 
eine Verstärkung des Truppeneinsatzes 
ablehnte, weil „...den ab und zu noch 
vereinzelt vorkommenden Ruhestörun- 
gen mit den gegebenen Kräften zu be- 
gegnen“ sei „... und sich die Zu- 


stände im Allgemeinen mehr und mehr“ 
ordneten.®- 


Der erfolgreiche konterrevolutionäre 
Putsch vom November 1848 in Preußen 
beendete praktisch die bürgerlich-demo- 
kratische Revolution von 1848/49 auch in 
Frankfurt (Oder). In den folgenden Mo- 
naten ist es zu größeren revolutionären 


Bewegungen nicht mehr gekommen. Nur 


die Reichsverfassungskampagne im Mai 
1849 bewirkte wieder ein geringes Auf- 
flackern.® Diese Aktionen erreichten je- 
doch nicht mehr annähernd die Intensi- 
tät des Jahres 1848. Die politischen Or- 


ganisationen der kleinbürgerlichen De- 
mokraten, der Demokratisch-konstitu- 


tionelle und der Demokratische Verein 
traten Öffentlich kaum noch in Erschei- 
nung. Im Juni 1849 bzw. April 1850 lösten 
sie sich endgültig auf.61 
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5. Ergebnisse und Auswirkungen der 
Revolution von 1848/49 in Frankfurt 
(Oder) 


Friedrich Engels hat sich 1851 die 


- Frage gestellt, ob es Anfang November 


1848 noch möglich war, der Konterrevo- 
lution in Preußen erfolgreich Widerstand 
zu leisten.”? Für die Stadt Frankfurt 
(Oder) und ihr Hinterland muß diese 
Frage bejahend beantwortet werden. 


Sicherlich erschwerten auch hier die Ver- 
saumnisse und Halbheiten der Berliner 
Versammlung, der zentralen Organe der 
kleinbürgerlichen Demokraten und: vor 
allem der Verrat der Bourgeoisie an der. 
Revolution den bewaffneten Wider- 
stand. Die Bereitschaft der Volksmassen 
zur Verteidigung der revolutionären Er- 
rungenschaften war jedoch vorhanden. 


Voraussetzung für einen erfolgreichen 
Widerstand war es aber, daß eine anti- 
feudale Organisation entschlossen die 
Führung der Arbeiter, Bauern und Klein- 
bürger zum Kampf gegen die reaktionä- 
ren Kräfte übernahm. 


Natürlich entwickelten sich die Frankfur- 
ter Verhältnisse nicht unabhängig von 
den Vorgängen in Berlin und Wien, wo 
der Erfolg oder Mißerfolg des Kampfes 
von größter Wichtigkeit für den gesam- 
ten Verlauf der Revolution war. Dennoch 
war das Ergebnis des Widerstandes in 
Frankfurt (Oder) und dem Regierungs- 
bezirk von erheblicher Bedeutung für 
die Berliner Situation. Zum ersten bilde- 
ten Frankfurt und der Regierungsbezirk 
das unmittelbare östliche Hinterland der 
preußischen Hauptstadt. Es wäre mög- 
lich gewesen, die durch Frankfurt füh- 
rende wichtigste Nachschublinie der 
preußischen Konterrevolution in Rich- 
tung Osten zu unterbrechen. Und zum 
zweiten hätten konsequente revolutio- 
näre Aktionen in diesem territorialen 
Bereich nicht nur den Widerstandswil- 
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len der Berliner Bevölkerung beflügelt, 
sondern sie wären auch zu einem Fanal 
des Aufstandes in großen Teilen der öst- 
lichen preußischen Provinzen geworden. 


Die Ablehnung entschlossener außer- 
parlamentarischer Aktionen durch die 
preußische Nationalversammlung und 
Berlin und die Auflösung dieses Gremi- 
ums haben unzweifelhaft den Kampfes- 
mut des demokratischen Kleinbürger- 
tums in der Oderstadt und ihrer Umge- 
bung beträchtlich gemindert. Sicher ist 
aber auch, daß die liberale Bourgeoisie 
und der größte Teil der kleinbürger- 
lichen Demokraten Frankfurts nicht 
erkannten, oder wie im Falle der libera- 
len Bourgeoisie auch gar nicht erkennen 
wollten, welche Bedeutung ein energisch 
organisierter Widerstand über die terri- 
torialen Grenzen hinaus gewinnen 
mußte. So wurde die Kampfbereitschaft 
der Bevölkerung, insbesondere der Ar- 
beiter, trotz der günstigen militärischen 
Lage für die antifeudalen Kräfte in kei- 
ner Situation richtig genutzt. Die Furcht 
der Bourgeoisie, durch konsequente re- 
volutionäre Aktionen ihr Eigentum und 
ihre Geschäfte zu gefährden, veranlaß- 
ten die Liberalen, jede aktive oder pas- 
sive Widerstandsmaßnahme zu behin- 
dern oder sich von ihr fernzuhalten. 
Auch die kleinbürgerlichen Demokraten 
der Oderstadt zeigten sich außerstande, 


die ihnen nun zufallende Führerrolle zu ı 


übernehmen. Das Bestreben, ihre klein- 
bürgerlichen Existenzgrundlagen auf 
keinen Fall zu gefährden und den offe- 
nen Bruch-mit den Liberalen möglichst 
zu umgehen, führte dazu, daß die große 
Mehrheit der Kleinbürger sich oftmals 
nicht von der ihnen eigentümlichen Zag- 
haftigkeit und Unentschlossenheit lösen 
konnte. Da die Arbeiter in Frankfurt 
während der Revolutionsmonate noch 
nicht über eine eigene Organisation 
verfügten, welche eventuell die Füh- 
rung der revolutionären Bewegung 
hätte übernehmen können, war der rela- 


tiv schnelle Zusammenbruch des Wider- 
standes der antifeudalen Kräfte eine 
logische Folge. 


Für die sich formierende Arbeiterklasse 
in der Oderstadt war dieser Verlauf der 
revolutionären Ereignisse eine deutliche 
Lehre. Die Meinung von Friedrich En- 
gels, die Niederlage der Revolution 
habe bewirkt, daß sich viele Arbeiter 
nun vom Einfluß der kleinbürgerlichen 
Demokraten lösten,®® traf. prinzipiell 
auch für Frankfurt zu. Ende 1849/Anfang 
1850 entstanden die ersten selbständi- 
gen Arbeitervereine. 


Zu Beginn des Jahres 1850 berichtete 
die Frankfurter Polizei an den Regie- 
rungspräsidenten, in der Stadt wäre ein 
„Verein der Steingutarbeiter“ gegrün- 
det worden. Das vorgebliche Ziel die- 
ser Organisation bestände darin, „gesel- 
lige Unterhaltung und Fortbildung“ zu 


' pflegen. Bei wiederholten Haussuchun- 


gen hätte man jedoch bei fast jedem 
Mitglied Zeitschriften, Plakate „und an- 
dere Lektüre der revolutionären Rich- 
tung“ gefunden. Auch nach der Auf- 
lösung des Vereins überwachte die Po- 
lizei weiterhin die Mitglieder. Im Mai 
1851 meldeten die Behörden erneut die 
Beschlagnahme von revolutionären 
Druckschriften, die ein Stubenmaler ver- 
teilt hätte. Als besonders gefährlich sah 
es der Polizeibeamte an, daß „... jene 
aufreizenden Schriften ... 
sonen der arbeitenden Klassen abge- 
setzt worden ...“ seien.® Fast zu glei- 
cher Zeit entdeckte die Polizei einen 
weiteren Arbeiterverein, zu dessen Mit- 
gliedern vor allem Zigarrenarbeiter 
zählten. Die Organisation wurde poli- 
zeilich streng überwacht. Haussuchun- 
gen förderten „... bei allen Arbeitern 
Druckschriften der destruktivsten Rich- 
tung ... meistens solche, die für die 
Zwecke der Revolution verfaßt sind“, zu- 
tage. / 


Der Frankfurter Verein hatte Verbindun- 


meist an Per- . 
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gen zu den Zigarrenarbeitern der be- 
nachbarten Städte geknüpft. Schon 


allein das genügte, um die Polizei wie- _ 


derum zu einem strengsten Vorgehen zu 
veranlassen. Ein Mitglied, „... welches 
sich durch das Tragen einer roten Mütze 
und auch sonst unvorteilhaft auszeich- 
nete..."07, wiesen die Behörden sofort 
aus. Allen übrigen Angehörigen des 
Vereins wurden ähnliche Maßnahmen 
angedroht und sie unter Polizeiaufsicht 
gestellt. | 


Mit der Bildung derartiger Arbeiter- 
vereine, die noch auf der Basis bestimm- 
ter Berufsgruppen organisiert waren, ist 
der Anfang der selbständigen Arbeiter- 
bewegung in Frankfurt (Oder) zu datie- 
ren. Die bewußtesten Vertreter der 
Frankfurter Arbeiter hatten auf Grund 
der Ergebnisse der revolutionären Be- 
wegungen der Jahre 1848/49 erkannt, 
daß man eine eigene Organisation bil- 
den müßte, wenn sie ihre speziellen 
ökonomischen und politischen Ziele ver- 
treten wollten. Bevor sich jedoch diese 
‘ersten Anzeichen eines reifenden sozia- 


- len Bewußtseins zu einer neuen Quali- 


tätsstufe bei der organisatorischen For- 
mierung der Arbeiterklasse Frankfurts 
gestalteten, sollten noch eineinhalb Jahr- 
zehnte vergehen.‘ 
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Werner Mrosan 


Mitwirkung 

der 
„Oder-Zeitung" 
bei der 
ideologischen 
Vorbereitung 
des 

‚ersten 

| Weltkrieges 
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Neben der „Märkischen Volksstimme", 
der Zeitung der Arbeiterbewegung im 
Bezirk Frankfurt, verfügte die „Oder- 
Zeitung“ in der Stadt und im Bezirk 
Frankfurt über das weiteste Verbrei- 
tungsgebiet. Sie hatte somit einen gro- 
Ben Einfluß auf die Gestaltung der Ideo- 
logie in ihrem Leserkreise. Als bürger- 
liches Presseorgan nahm sie bei jeder 
sich nur irgend bietenden Gelegenheit 
eine feindselige Haltung gegenüber der 
Arbeiterklasse und ihrer Partei ein. Ihre 
Grundhaltung war ein bürgerlicher Libe- 
ralismus, der in den letzten Jahren vor 
dem ersten Weltkrieg eine immer stär- 
ker ausgeprägte reaktionäre Färbung 
erhielt. Damit stellte sie sich immer ent- 
schiedener in den Dienst der aggressi- 
ven Kräfte, die auf die Entfesselung des 
Weltkrieges hinsteuerten. Diese Entwick- 
lung in ihrer Haltung "trat besonders 
deutlich in ihrer Stellungnahme zum 
Kölner Kirchenstreit hervor, der seit 
1911 die politische Öffentlichkeit in 
Deutschland aufs stärkste bewegte. 


1. Der Stellungswechsel der „Oder-Zei- 
tung“ in der Berichterstattung über 
den Kölner Kirchenstreit 


In dem Verfahren, das der evangelische 
Oberkirchenrat durch die kirchliche 
Spruchkammer gegen den Kölner Pfarrer 
Carl Jatho wegen der ihm zur Last ge- 
legten Irrlehren im Jahre 1911. durchfüh- 
ren ließ, mußten zunächst dogmatische 
Fragen im Vordergrund der Ausein- 
andersetzungen stehen. Diese hätten 
aber nie zu der überaus heftigen Erre- 
gung der Öffentlichkeit in Deutschland 
führen können, wie sie im Zusammen- 
hang mit dem Verfahren entstanden 


war. In viel höherem Grade waren die. 


damit verbundenen kirchenorganisato- 
rischen und die sich daraus wiederum 
entwickelnden politischen Fragen der 
Anlaß zu den heftigen Diskussionen, die 
weit über die kirchlich-religiösen Kreise 
hinaus geführt wurden. Der Kampf ging 
schließlich um die Frage, wie sie von 
dem Dortmunder Pfarrer Lic. Gottfried 
Traub formuliert und in einer ebenfalls 
1911 erschienenen Schrift „Staatschri- 
stentum oder Volkskirche?“ behandelt 
wurde. Wenn auch Traub selber nicht 
alle Konsequenzen, die sich aus der auf- 
geworfenen Frage ergaben, entschieden 
genug zog, so ging doch bei Theologen 
und Laien der Kampf im eigentlichen 
Kern um die Frage, ob die mit dem 
halbfeudalen Staat verbundene autori- 
täre Kirche noch weiterhin für ihre Lehre 
und Organisation bestimmend sein 
sollte, oder ob nicht eine Reform der 
Kirche durchgeführt werden müßte, die 
dem Verlangen der Massen nach einer 
demokratischen Gestaltung entsprechen 
sollte. Die Klassenkämpfe, die damals 
ihren besonderen Ausdruck im Kampf 
um die Änderung des Wahlrechts fan- 
den, wurden im Kölner Kirchenstreit auf 
kirchlich-religiösem “Gebiet ausgefoch- 
ten. Daraus erklärt sich die breite Be- 
wegung, die ausgelöst wurde, und die 


ungemeine Heftigkeit, durch ‘die die 
Auseirandersetzungen gekennzeichnet 
waren. 


Damit waren es sehr vielschichtige Fra- 
gen, die im Kölner Kirchenstreit zur Dis- 
kussion gestellt waren. Die Frankfurter 
Öffentlichkeit zeigte dafür das lebhaf- 
teste Interesse, und die „Oder-Zeitung" 
kam dem entgegen und räumte den 
Berichten darüber einen umfangrei- 
chen Platz ein. Die Berichterstattung 
stand etwa gleichgewichtig neben der 
über die 2, Marokkokrise, die im Juli 
1911 durch den „Panthersprung“ nach 
Agadir ausgelöst wurde. Dabei war es 
zunächst durchaus deutlich, daß die 
Sympathien der „Oder-Zeitung“ auf sei- 
ten des gemaßregelten Pfarrers stan- 
den. Aber schon in Nr. 159 vom 9. Juli 
1911 deutete sich bei der Zeitung eine 
Änderung ihrer Stellungnahme an, als 
sie einer „anderen Version über die 
Jathoverhandlung vor dem Spruchkolle- 
gium“ weiteren Raum zur Verfügung 
stellte und zu der Schlußfolgerung kam, 
daß „zwar das mechanische Lehrgericht 
selbst weiter zu bedauern“ sei, „das 
Urteil als die Konsequenz des leidigen 
Verfahrens ... aber immerhin in milde- 
rem Lichte erscheinen“ würde. Die Wen- 
dung war aber vollständig, als Wilhelm 
Il. zu Jatho Stellung nahm. Die „Oder- 
Zeitung" berichtete darüber in Nr. 254 
vom 27. Oktober 1911: Der Kaiser 
„außerte sich ... wie folgt: So bedauer- 
lich an sich die Tatsache ist, daß ein 
Christlicher wegen Irrlehre aus dem 
Amte entfernt werden müsse, so sei 
doch die Sache nicht tragisch zu neh- 
men. Männer wie Jatho habe es zu allen 
Zeiten gegeben und werde es auch in 
Zukunft geben. Die Kirche Christi über- 
winde diesen Widersacher“. Der Kaiser 
hatte durchaus erkannt, was auf dem 
Spiele stand. Für ihn war Jatho nicht 
lediglich ein Widersacher der Kirche 
Christi, sondern ein politischer Gegner, 
der überwunden werden mußte. Die 
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‚aate es erhalten werden, und der Staat, 
er ihr ‚seinen Arm lieh, fühlte sich stark 
"genug, ‚alle mißliebigen Regungen in 
Yen erwünschten Bahnen zu zwingen, 


Und dieser Standpunkt des Kaisers 
£ ae "wurde von der „Oder-Zeitung“ ange- 
nommen, ohne daß sich auch nur die 
bis! Dnseına Spur von Opposition zeigte. 


| B: Auf derselben Linie liegt die Stellung- 
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Br Nölkichtajle: die kirchliche Gesetzgebung 
A angewandt wurde, doch mit noch grö- 
I ur j _ Berer Schärfe als gegen Jatho. Der Kai- 
N ser sagte dazu: „Die Kirche brauche die 
N Ph festen Formen, sonst gerate alles in Ver- 
Tu rn _ wirrung. Darin lägen die Entgleisungen 

fi  Traubs, deren Konsequenzen ja äußerst 

Pe urlangenehm seien.“ („Oder-Zeitung" 

I Ir > vom 4. Oktober 1912). Die Ord- 
B, ung, für die sich jetzt auch die „Oder- 
NZ tung“ entschieden einsetzte, war in 
Ts ee ahr, und das durfte nicht sein. Für 
den \ immer deutlicher drohenden Krieg 
d Bde nußte der Staat. eine ausreichende ein- 

et “, veitiche, genügend feste Fügung haben. 


a MR 

io Do mit i ist alles Interesse dahin, das die 
N Ned ee as Jatho und Traub zu- 
4 st. entgegengebracht hatte. Jetzt 
nzt sie sich gegen sie sogar noch 
Er ir Ne ab als gegen die Sozial- 
ME  demokratie: Dem Leichenzug Paul Sin- 
 gers hatte sie Interesse entgegen- 
Be gebracht. und darüber in Nr. 37 vom 
m 2. Februar 1911 berichtet — als aber 

Ei Can Jatho ‘am 11. März 1913 ‚gestorben 
Vor var, ging. die „Oder-Zeitung“ et 

„ mi elae er hinweg. 


nach 
A 


nahme Wilhelms Il. gegen Traub, auf den 
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 bereitschaft hatte: 
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Ba Polemik mit der „Märkischen Volks- 
stimme“ über den Oderbrucher Dich- 


ter Gustav Schüler 


Die Gefahr des kommenden Krieges 
zeichnete sich in den Jahren bis 1914 
immer deutlicher ab. Dabei wurde auch 
das Mißbehagen, das weite Kreise des 
Volkes erfaßte, immer größer. Da sich 
weltpolitisch zwei Lager herausgebildet 


hatten, die sich feindlich gegenüber- 


standen, war zu erkennen, daß der 
kommende Krieg, wie es schon Friedrich 
Engels vorausgesagt hatte, ein Welt- 
krieg sein mußte. Bei der Ausdehnung 
der daran beteiligten Kräfte und bei der 
Wirkung der modernen Waffen mußte 
die Zahl der Opfer weit über das hin- 
ausgehen, was die bisherigen Kriege 
gefordert hatten. Dabei war es absolut 
verständlich, daß sich immer stärkere 
Kräfte regten, die einen künftigen Krieg 
zu verhindern suchten. Den zum Kriege 
drängenden Kräften schien es dabei, 
„als ob in manchen Schichten unseres 
Volkes die innere, die seelische Bereit- 
schaft ins Wanken gekommen wäre, die 
Bereitschaft, auch die Schrecken des 
Krieges auf sich zu nehmen“. So brachte 
es der General von Eichhorn bei der 


Übernahme der 7. Armee-Inspektion in 


Saarbrücken 1912 zum Ausdruck. Dar- 
über berichtete die „Oder-Zeitung“ in 
Nr. 279 vom 28. November 1912 und 
brachte auch die Erklärung dafür, die 
Eichhorn für die nachlassende Kriegs- 
„Vieles wirkt hierzu 
mit. In erster Linie wohl der in allen 
Schichten wachsende Wohlstand, die da- 
mit zusammenhängende Verwöhnung 
und der Luxus."- | 


Es lag also nahe, in dem von Eichhorn 


_ damit angedeuteten Sinne diese Kriegs- 


bereitschaft zu erreichen, und die „Oder- 
Zeitung“ setzte dazu das Wort des 
Oderbrucher Dichters Gustav Schüler 
ein, Dessen Vorbild, Gustav Falke, hatte 


schon gebetet: 
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„Herr, laß mich hungern dann und 
wann, 
Satt sein macht stumpf und träge.“ 


Falke bat aber auch gleich noch um 


n» » „ leichten Fuß zu Spiel und Tanz, I 


Flugkraft in goldne Ferne." 


Diese Haltung genügte Gustav Schüler 
bei weitem nicht. Nachdem er festge- 
stellt hatte: „Not ist nötig!", bat er in 
größter Häufung um „Not“, „Unglück, 
purpurrot”, „Leid“, „Finsternis”,  „auf- 
gereckte, wache Pein“ und „harten 
Tag“. Und seine Verse läßt er ausklin- 
gen: 


„Not! Bis ich zuletzt einmal 
Dich wie eine Krone trage.“ 


Die Veröffentlichung dieser Verse in der 
Tagespresse mußte in einer Zeit „allge- 


meiner Not, in der die unerhörte Le- 


bensmittelteuerung zur ständigen Ein- 
richtung geworden ist, dem Volke all- 
jährlich neue Lasten aufgebürdet wer- 
den, die Löhne der Arbeiter aber nur 
sehr langsam steigen“, bei den in größ- 
ter Not lebenden Arbeitern „wie blu- 
tiger Hohn“ wirken. 


In dieser Weise nahm die „Märkische 
Volksstimme“ zu der Veröffentlichung 
der Verse Gustav Schülers Stellung. Sie 
begnügte sich mit diesen kurzen, aber 
durchaus treffenden und begründeten 
Hinweisen. Sie hat in diesem Zusam- 
menhang die gesellschaftliche Funktion 
der Dichtung nicht gründlicher unter- 
sucht. Dabei wäre es ihr leicht gefallen, 
eine tiefere Begründung ihres Stand- 
punktes zu geben. Aber auch diese kur- 


zen Bemerkungen genügten schon, um 


die „Oder-Zeitung“ zu einer scharfen Er- 
widerung herauszufordern. 


Die „Oder-Zeitung“ druckte zunächst 
die Kritik der „Märkischen Volksstimme" 
ab und fügte dann hinzu: „Mit solch 
absoluter Verständnislosigkeit urteilt 
eine märkische Zeitung über ein tief 


'empfundenes Gedicht unseres berühm- 





ten Landsmannes, ausgerechnet im Jubi- 
läumsjahr der Befreiungskriegs, wo sie 
Preußen groß gemacht, 'mit ihrem eher- 
nen Wetterschlage, die Not!“ Diese Po- 
lemik läßt erkennen, wie empfindlich 
die „Oder-Zeitung“ durch die Kritik der 
„Märkischen Volksstimme“ in ihrer Hal- 
tung getroffen war. Sie setzte sich mit 
ihrer Gegnerin nicht sachlich auseinan- 
der, sondern verurteilte rundweg ihre 
„absolute Verständnislosigkeit“. Die 
durchaus in der'Auseinandersetzung der 
beiden Zeitungen erkennbaren Klassen- 
‚gegensätze sollten verwischt werden. 
Durch den Begriff des „Landsmannes” 


sollten zwischen den Angehörigen der 
sich gegenüberstehenden Klassen Bin- 
dungen geschaffen werden, die durch- 
aus nicht vorhanden waren. Und schließ- 
lich klingt bei der „Oder-Zeitung“ die 
ganze Aufgabenstellung an, mit der im 
„Jubiläumsjahr der Befreiungskriege” 
die reaktionären Kreise die Gedenkver- 
anstaltungen durchgeführt hatten: durch 
die geschichtlichen Erinnerungen sollte 
in weitesten Kreisen die Bereitschaft für 
neuen kriegerischen Einsatz geweckt 
werden. So wird aus dieser ganzen Po- 
lemik deutlich, wie auch die Dichtung 
von der „Oder-Zeitung“ benutzt wurde, 
‘um den drohenden Krieg ideologisch 
vorbereiten zu helfen. 


3, Die „Oder-Zeitung“ im Kampf gegen 
die Weltfriedensbewegung 


Schließlich wird die ideologische Kriegs- 
vorbereitung, in deren Dienst sich die 
„Oder-Zeitung“ stellte, in ihrem Kampf 
gegen die Weltfriedensbewegung deut- 


lich. Nun hat freilich auch die Sozial- 


demokratie gegen die Weltfriedensbe- 
wegung Stellung genommen, aber 
durchaus nicht als Ablehnung gegen 
die Bemühungen um die Erhaltung des 
Friedens überhaupt. Worum es der Ar- 
beiterklasse ging, sprach Rosa Luxem- 
burg aus: „Die Entlarvung dieser inne- 
ren Hohlheit und Zweideutigkeit der 
bürgerlichen Friedensschwärmerei war 
stets Aufgabe der Sozialdemokratie, und 
der Gegensatz zu jener Richtung steht 
sogar an der Wiege unserer Bewe- 
gung.“ (Werke Band 3, 5. 461) Die bür- 
gerliche Friedensbewegung ging ja nicht: 
daran, die Voraussetzungen zu beseiti- 
gen, aus denen heraus es zu Kriegen 
kommen mußte. Hier setzte die Arbei- 
terbewegung an und kämpfte um die 
Schaffung gesellschaftlicher Vorausset- 
zungen, die Kriege unmöglich machen 
werden. 


So wenig erfolgreich die Bestrebungen 
der bürgerlichen Friedensbewegung 
auch sein mußten, den Kriegstreibern er- 
schienen sie dennoch gefährlich. Mit 
allen ihnen zu Gebote stehenden Mit- 
teln nahmen sie den Kampf dagegen 
auf. In ihre Reihen stellte sich auch die 
„Oder-Zeitung“. Sehr gelegen kamen 
ihr dabei die Ausführungen, die der Ge- 
neral von Eichhorn bei der Übernahme 
seines Amtes als Armee-Inspekteur in 
Saarbrücken gemacht hatte. Mit seinen 
Darlegungen identifizierte sich die 
„Oder-Zeitung", indem sie sie an hervor- 
ragender Stelle abdruckte und sie dabei 
als „mannhafte Worte“ und als „sehr 
beachtenswert“ bezeichnete (Nr. 279 
vom 28. November 1912). 


“Von Eichhorn gebrauchte den Spott als 


Waffe gegen die bürgerlichen Friedens- 
kämpfer, indem er sie als „gewiß sehr 
wohlmeinende Leute, die an dem Schür- 
zenband einer bekannten Dame hän- 
gen“, bezeichnete. Er versuchte, die von 
ihm gemeinte, aber nicht namentlich ge- 
nannte Berta von Suttner und ihre An- 
hänger verächtlich zu machen, indem er 
von dem „effeminierenden Einfluß“ 
sprach, den sie ausübten. Er behauptete 
auch: „Seitdem sie (die Friedenskämp- 
fer-Mr.) tätig sind, gibt es mehr Kriege 
als zuvor.“ Damit macht er den an sich 
plumpen Versuch, für diese Tatsache die 
Tätigkeit der Friedenskämpfer im 
Grunde verantwortlich zu machen. Da- 
mit sollten die Kräfte des Imperialismus 
verborgen bleiben, die um die Jahrhun- 
dertwende den Kampf um die Neuauf- 
teilung der Welt begonnen hatten. Er 
versuchte auch den Blick von der Tat- 
sache abzulenken, daß das Deutsche 
Reich sich anschickte, in diesem Kampf 
sehr energisch einzugreifen. Der Vor- 
bereitung darauf galt auch der Einsatz 
Eichhorns unter der Losung: „Bereit 
sein, ist alles!" Dazu erklärte er: „Ich 
glaube, im Namen der Armee die Ver- 
sicherung aussprechen zu dürfen, daß, 
soweit menschliche Unvollkommenheit 
das zuläßt, in der Armee mit allen 
Kräften gearbeitet wird, um der Forde- 
rung gerecht zu werden, bereit zu sein.“ 


Schließlich versuchte er, die Entstehung 
von Kriegen als Gesetzmäßigkeit darzu- 
stellen, der die Natur und mit ihr der 
Mensch unvermeidlich unterworfen sei, 
und er.erklärte, daß „das ganze Leben 
ein Kampf ist, -und wo die Natur selbst, 
außer der anorganischen, sich ständig 
im Kampf befindet“. 


Die hohe militärische Stellung von Eich- 
horns verlieh ihm in den Augen der 
„Oder-Zeitung“ und nach ihrer Meinung 
auch in den Augen ihrer Leser eine be- 
sondere Autorität, die alle Kritik an sei- 
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nen Ausführungen von vornherein ent- 
waffnen sollte. Schließlich sollte die lo- 
kale _ Verbundenheit von Eichhorns in 
dieser Richtung noch wirksam werden, 
denn er wurde gleich in der Überschrift 
als „früherer Kommandeur unseres Leib- 
regiments“ vorgestellt. Es wurden somit 
auch die militärischen Traditionen 
Frankfurts eingesetzt, um den Kampf 
gegen die Friedensbewegung recht wir- 
kungsvoll zu machen. 


Diese Darlegungen ließen sich noch 
vertiefen und durch ergänzende Mate- 
rialien erweitern. Sie zeigen aber wohl 
zur Genüge, wie die „Oder-Zeitung“ 
ihre Möglichkeiten als weitverbreitetes 
Presseorgan genutzt hat, den drohen- 
den ersten Weltkrieg ideologisch vorbe- 
reiten zu helfen. 
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N 
Er: u leg 11. Fronkftrt (Oder) am Ende des 
| EN ‚ersten Weltkrieges 
| = 2 er ‚Der in den ersten Kriegsjahren aufgetre- 
_ tene, seit Jahrzehnten durch das junker- 
I ©, Jich-bourgeoise Kaiserreich gezüchtete 
0 Nationalismus und Chauvinismus wich 
in Frankfurt (Oder) nur zögernd und er- 
Be ” hielt seine Anstöße durch die Folgen der 
Bu Be, brutalen Militärdiktatur, die riesigen 
| Rs: ne ‚Menschen- und Materialverluste sowie 
' He den katastrophalen Mangel an Rohstof- 
| ‘fen und Nahrungsmitteln, ohne jedoch 
offene Aktionen gegen die Staats- 


gewalt hervorzubringen. 


u? 


Bi Ne wie überall in Deutschland. Es waren 
vor allem die Angehörigen der Arbei- 
‘ter und der vielen kleinen Beamten. 
| Die vielfach aus den Kreisen der ostelbi- 
Br schen Junker und des gutsbesitzenden 
| Bürgertums stammenden hohen Beam- 
ten waren darum weniger hart betroffen, 
konnten sie doch ihr Vermögen und ihre 
'verwandtschaftlichen Beziehungen in der 
Versorgung nutzen. 


| BR. 


' Kriegswirtschaft und Kriegshilfegesetz 
_ preßten alle arbeitsfähigen, nicht ein- 
" . gezogenen Menschen in die kriegswich- 
er tigen Betriebe der von Truppen des Er- 
Y 7 satzheeres bevölkerten Garnison Frank- 
Ku. -  furt (Oder), in die Munitions- und Ar- 
N. ir u, tilleriedepots, Bekleidungs- und Provi- 
} N Ir ste, Magazine und Lazarette usw. 
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I. 2 a Eine organisierte Unterernährung und 
- Überarbeitung bildete den Boden für 

s)  grassierende Epidemien 1917 und 1918 
wie Tuberkulose, Lungenentzündungen 
EN: und Grippe, denen viele Menschen der 
Be arbeitenden Klassen zum Opfer fielen. 
WW, Die Anzeigenseiten der Frankfurter 
0. „Oder-Zeitung“ sind in diesen Jahren 


WC voll von derartigen Anzeigen. 
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E; Die Frankfurter Bevölkerung hungerte. 
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Nach einer Mitteilung der Handelskam- 
mer Frankfurt (Oder) häuften sich in den 
Monaten September/Öktober 1918 die 
Diebstähle von Treibriemen, durch die 
„die Interessen des Vaterlandes, insbe- 
sondere bei kriegswichtigen Betrieben“ 
enorm geschädigt wurden. Man erwog 


die Bestrafung dieser Diebstähle als. 


Landesverrat.! 


Bei der Besichtigung des militärischen 


Ausbildungsstandes der Frankfurter Ju- 
gendkompanien, einer seit Kriegsaus- 
bruch durch Regierungserlaß eingeführ- 
ten allgemeinen vormilitärischen Ausbil- 
dung, unterstützt durch reaktionäre Ver- 
bände, Parteien und den Bund Jung- 
deutschland, am 6. November 1918 
durch den Generalkommissar zur militä- 
rischen Vorbereitung der Jugend für die 
Provinz Brandenburg, General der In- 
fanterie von Bacmeister, erbrachte nur 
eine äußerst geringe Beteiligung an der 
Übung. 


‘ Lediglich die Schüler der höheren Lehr- 
anstalten, meist Söhne der adligen und 


bürgerlichen Gutsbesitzer aus der Um- 
gebung, der höheren und mittleren Be- 
amten, Offiziere, Fabrikanten und Un- 
ternehmer_der Stadt, völkisch Erzogene 
aus Elternhaus und Schule, exerzierten 
vor seiner Exzellenz. Die Veranstalter 
klagten über die geringe Beteiligung 
der Jugend, über ihr geringes Verständ- 


nis und Interesse an dieser Ausbildung, 


denn die ständigen Übungen der Ju- 
gendkompanien waren in Frankfurt 
(Oder) schon seit längerer Zeit einge- 
stellt worden.? 

Der bürgerliche Frauenverein „Frauen- 
wohl“ forderte auf patriotischen Kund- 
gebungen am 9. und 30. Oktober 1918 
zum Opfer, zur Zeichnung von Kriegs- 


anleihe auf und wandte sich gegen 
den Abschluß eines „Schmachfriedens“ .? 


Der „Flottenbund Deufscher Frauen”, 
ein Zweigverein des mit den Alldeut- 


schen liierten „Flottenvereins“, tat am 30. 
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Oktober ein gleiches, sammelte fleißig 
weiter Liebesgaben für die deutsche 
Flotte und sah im Durchhalten der Hei- 
mat die Wende dieses längst verlorenen 
allseitig imperialistischen Krieges.“ 


Noch am 29. Oktober 1918 stiftete der 
Besitzer der Frankfurter „Oder-Zeitung”, 
der kgl. Hofbuchdruckereibesitzer und 
Rittmeister a.D., Joachim Trowitzsch, 
der Stadt 10 000,— Reichsmark für die 
Errichtung einer Säuglingskrippe, damit 
noch mehr Müttern die Möglichkeit, in 
der Kriegswirtschaft zu arbeiten, gege-. 
ben werden konnte. Es war dem Führer 
der Frankfurter Sozialdemokraten, dem 
Schuhwarenfabrikanten und Stadtver- 
ordneten, Emil Faber, vorbehalten, Herrn 
Trowitzsch den Dank der Stadtverord- 
netenversammlung für seine „hochher- 
zige" Spende auszusprechen.’ 


Auf einem Uhnterhaltungsabend des 
Klubs II für junge Mädchen am 7. No- 


vember 1918, der dem bürgerlichen Ver- 


ein „Frauenwohl“ unterstand, wurden 
„patriotische Szenen“ aus dem Leben 
der Königin Luise zur Verherrlichung der 
Hohenzollern unter großem Beifall der 
anwesenden Bourgeoisie aufgeführt." 


Die rechten Führer der Frankfurter So- 


zialdemokratie beteiligten sich an der. 


Erhaltung der wankenden junkerlich- 
bürgerlichen Ordnung. Es war der in 
Frankfurt (Oder) und Umgebung allbe- 
kannte Vorsitzende des sozialdemokra- 
tischen Wahlvereins, Emil Faber, der sei- 
nen Namen unter die Aufrufe zu einer 


vaterländischen .Kundgebung für’ die 


9. Kriegsanleihe am 19. Oktober 1918 
neben die der Konservativen, Liberalen 
und Nationalliberalen setzte. Auf dieser 
Kundgebung stimmte Faber aus vollem 
Herzen für die vaterländischen Ideen, 
„zündete in der Versammlung durch die 


klare Hervorhebung allgemein einleuch- 


tender finanz-politischer Tatsachen“, 


warb mit allen ihm zu Gebote stehen-. 
den Mitteln seiner uegerajnpp zT Re- 
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thorik für die Zeichnung der Kriegs- 
anleihe und ließ seine Rede in einer 
Antisowjethetze ausklingen. „Einen 
Bürgerkrieg wie in Rußland wird 
Deutschland nicht erleben, dazu ist un- 
ser Volk zu gesund, zu tüchtig, zu ar- 
beitsam, zu gebildet.“ 


So nahm es nicht Wunder, wenn die 
bürgerliche „Oder-Zeitung“ in ihrer 
Nummer 249 vom 23. 10. 1918, Bl. 2, 
schrieb: „Dieses freimütige Bekenntnis 
war der Höhepunkt der Ausführungen 
und man kann sagen, des ganzen 
Abends. Hatten die Anwesenden dem 
Sprecher schon mehrfach zugestimmt, so 
überstieg der Beifall jetzt die üblichen 
Grenzen“? 


Die bürgerliche Presse durfte triumphie- 
ren und die Reaktion ein Freudengeheul 
ob dieser „staatserhaltenden Rede“ 
eines führenden Frankfurter Sozialdemo- 
kraten anstimmen. 


Außerdem wird die antibolschewistische 
Hetze der zahlreichen, vor den Ereignis- 
sen der Großen Sozialistischen Oktober- 
revolution in Rußland geflohenen deut- 
schen Siedler, die in einem freigemach- 
ten Teil des russischen Kriegsgefan- 
genenlagers Gronenfelde mit ihren Fa- 
milien und.ihrem Vieh Aufnahme gefun- 
den hatten, seinen Einfluß auf das 
Frankfurter Bürgertum nicht verfehlt 
haben.® 


1.2. Genosse Bruno Peters, ein Vertreter 


der revolutionären Arbeiterklasse 


Eine Persönlichkeit anderen Stils als der 
rechte Sozialdemokrat Faber war der 
spätere 1. Vorsitzende des Arbeiter- und 
Soldatenrats Frankfurt (Oder), der Ge- 
nosse Bruno Peters. 

Als Werkzeugmacher und aufrechter 
Berliner Proletarier war er als Sozial- 
demokrat 1917 zur USPD- übergetreten 
und gehörte deren linken Flügel, der 


Spartakusgruppe, an. Am 18. April 1917 
zum Mitglied des ersten Arbeiterrates 
der Deutschen Waffen- und Munitions- 
fabriken Berlin gewählt, wurde er nach 
dem sogenannten Brotstreik (16. bis 23. 
April 1917) verhaftet und als Arbeitssol- 
dat in den Ersatztruppenteil des Grena- 
dierregiments Nr. 8 nach Frankfurt 
(Oder) eingezogen. In der Truppe rg- 
wöhnisch beobachtet, betrieb Peters 
antimilitaristische Agitation und wurde 
nach dem Januarstreik vom 28. Januar 
bis 4. Februar 1918 in Berlin wegen Mili- 
täragitation des Hoch- und Landesver- 
rates gemeinsam mit Leo Jogisches, Otto 
Franke, Michalski u.a. angeklagt und 
im Juli 1918 im zuständigen Militär- 
gefängnis Frankfurt (Oder) inhaftiert.? 


Obwohl das Kriegsgericht des Ill. Ar- 
meekorps alles versuchte, einen Hoch- 
und Landesverrat zu konstruieren, war 
es gezwungen, am 18. Oktober 1918 
die Anklage gegen Genossen Peters 
niederzuschlagen und ihn aus der Haft 
zu entlassen. Als Haftentschädigung 
mußte ihm sogar ein Urlaub nach Berlin 
bewilligt werden, den Peters nutzte, um 
dort Kontakte mit seinen Genossen und 
Informationen über die politische Lage 
zu erhalten.!” 


In Berlin organisierte Peters im Telefun- 
kenwerk eine Arbeitsniederlegung zum 
Empfang von Karl Liebknecht aus dem 
Zuchthaus Luckau und gehörte zur Be- 
gleitung von Karl Liebknecht auf sei- 
nem Wege vom Anhalter Bahnhof. bis 
zur Straße Unter den Linden.!!/!2 Am 
6. November 1918 nahm Genosse Peters 
an der Sitzung des Vollzugsausschusses 
der revolutionären Berliner Obleute in 
der Jostystraße teil, in deren Verlauf er 


eine Unterredung mit Karl Liebknecht 


und Georg Ledebour führen konnte und 
von ersteren den Auftrag erhielt, nach 
Frankfurt (Oder) zurückzukehren und die 
Vorbereitung der Revolution unter den 
Soldaten zu organisieren.» 


Durch die katastrophalen Verkehrsver- 
hältnisse aufgehalten, gelangte Peters 


am 8. November nach Frankfurt (Oder) 
zurück und nahm umgehend Verbindung 


mit dem ihm aus seinem -Truppendienst 
bekannten USPD-Genossen, dem Sol- 
daten Wilhelm Hünecke, und dem 


_ Wachtmeister der Reserve, Otto Schrö- 


der vom Feldartillerie-Rgt. Nr. 18, auf. 
Sie besprachen eingehend die Situation 


unter den Soldaten der Garnison, ihre 


Beziehungen der revolutionären Ereig- 
nisse im Reich und die nächsten Maß- 
nahmen der ÄAgitation unter den Solda- 
ten. Genosse Peters legte dar, was ge- 
tan werden müßte, um in kürzester Zeit 
geschlossen die Masse der Soldaten für 
die Übernahme der Macht nach dem 
Beispiel\ihrer russischen Klassenbrüder 
durch einen Soldatenrat vorzubereiten. 
Er unterbreitete auch von ihm fixierte 
Punkte einer Arbeitsrichtlinie für den 
Soldatenrat, die im Gespräch vervoll- 
kommnet wurden. 


Die Genossen einigten sich, am 10. No- 


vember 1918 auf einer Großkundgebung 


der Soldaten die Revolution in Frankfurt 
(Oder) auszurufen und die Macht zu 


übernehmen, sofort alle Regimenter zur 


Teilnahme aufzurufen und eine Verbin- 
dung mit dem Frankfurter Wahlverein 
der SPD herzustellen, damit die Arbei- 
terklasse der Stadt die geplante Aktion 
tatkräftig unterstützen konnte. 


Es wird ersichtlich, daB. bicher der SED 


Wahlverein Frankfurt (Oder), getreu den 
Weisungen seines zentralen Parteivor- 
standes, noch keine eigenen Initiativen 


zum Sturz der halbabsolutistischen Mo- 
narchie ergriffen hatte, ja, die von den 


Kieler Matrosen ausgelöste revolutio- 
näre Bewegung in Deutschland als put- 
schistische Treibereien und als bolsche- 
wistisches Chaos durch Entfesselung des 
Bürgerkrieges ablehnte."® 


Am 9. November gingen die Genossen 


daran, die Festlegungen des Vortages 


- 
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in die Tat umzusetzen. Peters faßte 
einen Teil der Soldaten auf dem Schieß- 
stand zusammen und beriet mit ihnen 
alle Maßnahmen für den 10. November. 
Dabei erklärte sich der Genosse Gop- 
pelt (USPD) bereit, diese Soldatenkund- 
gebung zu leiten, die nach dem gelten- 
den Kriegsrecht als Meuterei hart be- 
straft werden konnte. Als Ort der De- 
monstration einigte man sich auf den 
Wilhelmsplatz.'® 


Nach diesem Soldatenmeeting suchten 
Peters, Goppelt, Hünecke, Schröder u. a. 
alle Truppenteile in ihren Kasernen auf, 
sprachen mit vielen Gleichgesinnten, die 
ihrerseits mit ihren Kameraden disku- 
tierten und gewannen sie zur geschlos- 
senen Teilnahme an der Kundgebung 
am 10. November.’ 


Anschließend versuchte Peters mit einem 
Kommando von 5 Soldaten den Vorsit- 
zenden der Frankfurter SPD, Emil Faber, 
in-der Richtstraße-86 zu erreichen.'® Er 
traf ihn aber erst am Abend im Ge- 
werkschoftshaus, zusammen mit dem 
Genossen Weisschnur (USPD) und Dr. 
Chajes (SPD), Militärarzt in Frankfurt 
(Oder), Schwiegersohn Eduard Bern- 
steins und gleich diesem ein einge- 
fleischter Revisionist. 


Faber versuchte unter widerstrebender 
Anerkennung des Unabdingbaren sich 
an die Spitze der Aktion zu schieben, 
um sie in die ihm genehme Bahn zu len- 
ken und forderte, als alleiniger Haupt- 
redner auf der morgigen Kundgebung 
zu sprechen. Angeblich habe sich seine 
Partei schon seit Tagen mit der Über- 
nahme der Macht beschäftigt. Er ver- 
langte außerdem, der Kundgebung den 
Charakter eines Treuebekenntnisses zur 
neuen Regierung Ebert zu geben. 


Peters und seine Genossen aber blieben 
fest, so daß sich Faber nach langer Dis- 
kussion begnügen mußte, als zweiter 
Redner zu sprechen und versprach, die 
Frankfurter Arbeiterklasse für diese 
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Kundgebung zu mobilisieren. Als Stadt- 
verordneter kritisierte er den Wilhelms- 
platz als Kundgebungsort, da die An- 
lagen zertreten würden. Peters erkannte 
die Ausfluchtversuche des Sozialdemo- 
kraten Faber und einigte sich in dieser 
Nebensache, die Kundgebung auf den 
Rathausvorplatz, am Eisernen Wehr- 
mann, zu verlegen.'/?” 


Am Abend war ein lebhafter Verkehr 
auf allen Straßen der Innenstadt und 
dem Wilhelmsplatz. Überall hatten sich 
die Menschen in Gruppen angesammelt 
und diskutierten über die revolutionä- 
ren Ereignisse im Reich. Soldaten be- 
wegten sich zwischen den Diskutieren- 
den, beteiligten sich an den Gesprä- 
chen und beobachteten vor allem die 
Offiziere. Trug einer von ihnen noch 
die verhaßte schwarz-weiß-rote Kokarde 
an der Feldmütze, so wurde er unmiß- 
verständlich aufgefordert, sie zu entfer- 
nen. Die entschlossene Haltung der 
Soldaten und Arbeiter erwirkte, daß 
überall dieser Aufforderung ohne Wi- 


derstand nachgekommen wurde, wenn 


auch mit versteckter Feindseligkeit von 
seiten der Öffiziere und Militärbeam- 
ten. 


Noch um 23.00 Uhr sprach Genosse Pe- 
ters zu den vor das Gerichtsgefängnis 
gezogenen Soldaten, Arbeitern und vor 
allem Eisenbahnern, die die Inhaftierten 
befreien wollten. Peters versprach die 
Entlassung der Gefangenen nach Prü- 
fung der Delikte durch den morgen zu 
wählenden Arbeiter- und Soldatenrat. 
Die Demonstranten vertrauten Peters 
und gingen auseinander. In der Stadt 
blieb es ruhig. Der Eisenbahnverkehr lag 
stil]. 2! 


2. Die Novembertage 1918 in Frank- 
furt (Oder) 


2.1. Der Arbeiter- und Soldatenrat 
Frankfurt (Oder) im November 


Am Sonntag, dem 10. November, be- 
gannen in den späten Vormittagstunden 
sich die Soldaten überall in den Kaser- 
nen zu sammeln und nahmen Aufstel- 
lung zum Abmarsch für die Großkund- 
gebung. Um 13.00 Uhr marschierten 
etwa 10 000 Soldaten, vielfach mit ihren 
Unteroffizieren und Feldwebeln, in mili- 
tärischen Formationen regimenterweise 
unter Vorantritt ihrer Regimentskapellen 
aus den Kasernen in die Stadt zum 
Eisernen Wehrmann auf dem. Rathaus- 
vorplatz und nahmen dort vor der Frei- 
treppe Aufstellung. Sie wurden hier be- 
reits von einer großen Anzahl Frankfur- 
ter Arbeiter erwartet, die eine rote 
Fahne an der Einfriedung des Stand- 
bildes befestigt hatten. Von der Frei- 
treppe aus sprach Genosse Bruno Pe- 
ters zu den Versammelten und schlug 
die Mitglieder des Arbeiter- und Sol- 
datenrates vor, die von den Massen 
einstimmig und enthusiastisch gewählt 
wurden. Genosse Peters wurde erster 
und Faber zweiter Vorsitzender des Ar- 
beiter- und Soldatenrates, in deren 
Vorstand die Mitglieder der Frankfurter 


‚SPD Schierz und Schott kamen. Mitglie- 


der wurden: 

Gefreiter Hans Kählert, Gren.-Rgt. 
Nr. 12, 

Sergeant Georg Löffler und Landsturm- 


mann Arthur Dolzauer vom Leibgren.- 
Rgt. Nr. 8, 

Wachtmeister Otto Schröder (USPD) und 
Soldat Wilhelm Hünecke (USPD) vom 
Feldartillerie-Rgt. Nr. 18, 

die Kameraden Fricke und Gries vom 
Nachrichtenbataillon Nr. 3, Renner und 
Leutnant Verbeek von der Flieger- 
truppe, 


Say, 


(2 


19. November 1918 - Nr. 2 \ 3001. - Sennteggantaabe 


Die rote Fahne 


Ghemaliger Berliner Zuhal-Angeiger 





















— - — EZ 


-41. — Fernsprecher: Anı 


ze 22.22 


t Zentrum 9001 bis 9029. — Telegramme: Scherhrriag. 





. August Scherl G. m. b. H., Berlin SW 68, Zimmerstr. 35 


Fahl der Arbeiterräte. 
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Abb. 5 


‘Das Zentralorgan der KPD, 
Die Rote Fahne, 

am 10. 11. 1918. 
Bezirksmuseum Viadrina, 
Neg. Nr. 575/22 
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Abb. 6 


Aufruf des Arbeiter- und 
Soldatenrates Frankfurt 
(Oder) an die Frankfurter 
Bevölkerung vom 

10. 11. 1918. 
Bezirksmuseum Viadrina. 
Archiv, Neg. Nr. 199/15 





Noack und Becker vom Landsturmbatail- 
lon. 111/23, 


Bode und Pfeiffer von: der Ersatz-MG- 
Kompanie des Ill. Armee-Korps, 


Böttcher und Treyde von der Immobilien- 
Kraftwagenkolonne 920, 


Dr. Chajes (SPD) von den Militärärzten, 
Gen. Schott (SPD) vom Sanitätspersonal 
und die Genossen Linke, Schirm, Bonn 
und Liebenau von der Frankfurter SPD. 


"Genosse Peters gab anschließend die 
Arbeitsrichtlinien des Arbeiter- und Sol- 


datenrates bekannt, die folgenden 
Wortlaut hatten: 


1. Die gesamten Zivil- und Militär- 


behörden sind dem Arbeiter- und 


Soldatenrat unterstellt. 


2. Sofortige Freilassung sämtlicher aus 
politischen Gründen Inhaftierten 
und Verurteilten, die nicht wegen 
gemeiner Verbrechen inhaftiert oder 
verurteilt sind. 


‚3. Alle Maßnahmen zum Schutz des 
öffentlichen und privaten Eigentums 
werden vom Arbeiter- und Sol- 
datenrat festgesetzt. Plünderungen 
werden auf das strengste bestraft. 


4. Vollständige Rede-, Versammlungs- 
und Pressefreiheit. 


Aufhebung der Briefzensur. 


Außerhalb des Dienstes gibt es 
keine Vorgesetzten und keine Gruß- 
pflicht. 


7. Humane Behandlung der Mann- 
schaften durch die Vorgesetzten. 


8. Freie Verfügung jedes Soldaten 
über seine dienstfreie Zeit. 


9. Gleiche Verpflegung für Mann- 
- schaften und Offiziere. Schließung 
des Offizierskasinos, Beseitigung 


des Burschensystems. 
J E i 


10. Offiziere und Beamte, die sich mit 
den Maßnahmen des Arbeiter- und 
Soldatenrates nicht einverstanden 
erklären, werden entlassen. 


le Ausführungsbestimmungen werden 
durch den Arbeiter- und Soldaten- 
rat bekanntgegeben. 


Im Anschluß an Genossen Peters spra- 
chen Faber und der Oberbürgermeister 
von Frankfurt (Oder), Dr. jur. Paul 
Trautmann, der sich auf den Boden der 
gegebenen Tatsachen stellte und sich 
damit geschmeidig den neuen Macht- 
verhältnissen anpoßte. 

Nach Beendigung dieser eindrucksvol- 
len Willenskundgebung marschierten die 
einzelnen Formationen unter dem Ge- 
sang der Marseillaise mit der roten 
Fahne voran in ihre Kasernen.?” (Abb. 5, 
6) 

Der Arbeiter- And Soldatenrat hatte in 


Frankfurt (Oder) der äußeren Form 


nach die Macht übernommen. Analysiert 
man das Ereignis und die Arbeitsricht- 
linie des Arbeiter- und Soldatenrates, 
so muß man mit Karl Liebknecht sagen: 
„Zwischen der bisherigen politischen 
Form und dem bisherigen sozialen In- 
halt der deutschen Revolution klafft ein 
Widerspruch, der Lösung heischt und in 
dessen Lösung sich die weitere Entwick- 
lung der Revolution vollziehen wird. Ihre 
politische Form ist die einer proletari- 
schen Aktion, ihr sozialer Inhalt der 
einer bürgerlichen Reform." * 


Vergeblich suchen wir in de Arbeits- 
richtlinie: Formulierungen, die auf das 
Wesen der proletarischen Revolution 
hinzielen, auf den Sturz des Ausbeuter- 


staates und seiner Institutionen, der Ver- . 


nichtung des privaten Eigentums an den 
Produktionsmitteln;, um an deren Stelle 
die neue Organisation der Räte zu set- 
zen, damit die Revolution im Interesse 
der werktätigen Massen verwirklicht wer- 
den kann. Dafür finden wir bürgerlich- 
demokratische Forderungen, wie Rede-, 
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Versammlungs- und Pressefreiheit und N yr 
die Aufhebung der Briefzensur, ohneds 
gesagt wurde, für wen sie nur Gültigkeit. we j 
haben dürfte, für das Proletariat. Es 
wurde vom Schutz des öffentlichen und Die 
privaten Eigentums gesprochen. Allein Bi 
fünf Punkte behandelten Reformen der 
Armee und beweisen den großen Ein- 
fluß der Soldaten auf die revolutionö- 
ren Ereignisse in Frankfurt (Oder). Aber 
die „Masse der Soldaten“, schrieb tref- ? 
fend Karl Liebknecht, „ist revolutionär 
gegen den Krieg und die offenkundigen er 
Repräsentanten des. Imperialismus, Im; 3 
Verhältnis zum Sozialismus ist sie noch . Ruh 5 
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zwiespältig, schwankend und unausge- OB 
goren. “mn BR" .% 


So war der neue Arbeiter- und Sol- _ 
datenrat ein Ausdruck „einer aus allen gent 
Klassen der Gesellschaft zusammen- 

gesetzten Masse, in der zwar das Prole- 
tariat bei weitem überwiegt, aber kei- 
neswegs das zielbewußte, klassen- _ 
kampfbereite Proletariat."® Beachtet 
man die Vorgänge in Frankfurt (Oder) 
so fällt auf, daß es den wenigen Ge- 
nossen verhältnismäßig schnell nn 
die Massen der Soldaten auf die Beine 
zu bringen. Was waren die Ursachen - l 

dafür? 


Ich verweise dabei auf die Ausführungen‘. 
von Heinz Oeckel in seiner Arbeit „Die 
revolutionäre Volkswehr 1918/1919“, de- 

ren Ergebnisse ich an dem Eranktarter Wh | 
Beispiel voll belegen kann. Der SEEN ie N 
Weltkrieg hatte ein Ausmaß ie | 
wie nie ein Krieg zuvor. Ein gigantischer I Haar 
Verschleiß an Menschen und Material 
erforderte den Einsatz des gesamten 
Staates und die Produktion der Wirt- ur 
schaft. - | (nen 
Eine Beamtenbürokratie sorgte für die N 
politische Festigkeit des‘ Hinterlandes n 
mit allen zur Verfügung stehenden VIREN: : 
Machtmitteln. Das hatte zur Entwicklung | CA u 
eines Ersatzheeres geführt, das zur stän- n DenT 
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digen Auffüllung der Fronttruppen mit. 9° 
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Menschen und Material und in der Hei- 
mat für die entsprechende Stimmung .und 
politische Kirchhofsruhe zu sorgen hatte. 
Die Stützpunkte dieses für den Krieg so 
wichtigen Ersatzheeres waren die Garni- 
sonen, und die Garnison Frankfurt 
(Oder) verfügte über bedeutende Ein- 
richtungen, wie Kasernen, Depots, Mu- 
nitionsparks und sonstige Anlagen des 
Ersatzheeres. 


Das Ersatzheer war zugleich ein schwa- 
ches Glied im System des deutschen Im- 
perialismus geworden. Die enormen 
Frontverluste hatten den Ersatz restlos 
erschöpft. Immer stärker mußten Nicht- 
gediente und ältere Facharbeiter nach- 
gezogen werden, von denen letztere 
meist politisch in der SPD odar den Ge- 
werkschaften organisiert waren. Diese 
Soldaten verfolgten die politischen Vor- 
gänge mit besonderer Aufmerksamkeit. 
Die revolutionären Ereignisse in Ruß- 
land waren ihnen nicht unbekannt. So 
betrachteten sie die Einrichtungen von 


Soldatenräten als eine Notwendigkeit, 


den Krieg zu beenden, die Offiziere zu 
entmachten und die Führung der Truppe 
den Soldaten selbst anzuvertrauen. 


So war es auch in der, Garnisonstadt 
Frankfurt (Oder). Aus der ständigen 
Konfrontation mit dem wachsenden 
Elend und den katastrophalen Folgen 
der Kriegswirtschaft in der Heimat er- 
wuchs ihre Antikriegseinstellung. Das 
machte sich vornehmlich im Nachlassen 
der Disziplin bemerkbar. Die Frontver- 
luste und die militärische Zwangsdienst- 
pflicht veränderten auch die soziale Zu- 
sammensetzung des Öffiziers- und Un- 
teroffizierskorps. Der für den Kader- 
gehorsam so unentbehrliche kleinbür- 
gerlich-großbäuerliche Charakter der 
Unteroffiziere wurde durch das Einflie- 
Ben politisch organisierter Reservisten 
verwischt. In der Heimat hatte sich die 
Empörung der Soldaten zu Beginn dar 
Revolution hauptsächlich gegen die 
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Offiziere und weniger gegen die Unter- 
offiziere gerichtet, entstammten doch 
letziere in der Mehrzahl den werktäti- 
gen Klassen und Schichten und hatten 
sich bestimmte. gemeinschaftliche Bezie- 
hungen’ und relativ einheitliche Auffas- 
sungen gegenüber dem Krieg heraus- 
gebildet. Die Befehlsgewalt auf dieser 
Kommandoebene war durchbrochen und 
erfüllte nicht mehr voll ihre Aufgaben für 
die herrschende Klasse. Generell wurde 
dadurch aber keinesfalls die reaktionäre 
Einstellung und der Kastengeist der be- 
rufsmäßigen Unterführer geändert, die 
vom Kaiserreich und später von der Re- 
publik eine bevorzugte zivile Versorgung 
erwarteten. In Frankfurt (Oder) hatten 
die Offiziere bis zum Ausbruch der No- 
vemberrevolution die Truppen der Gar- 
nison in ihrer Hand. Das ist nicht allein 
auf den militärischen Zwang oder auf die 
Gewöhnung zurückzuführen, sondern 
daß es die militärische Führung verstan- 
den hatte, die Besetzung der Offiziers- 
stellen mit Anhängern ihres Systems zu 
garantieren. (Abb. 7) 


In der folgenden Auseinandersetzung 
um die Macht trat die Frankfurter „Oder- 
Zeitung“ als Propagandist der Konter- 
revolution in Erscheinung. 


So strotzten am 10. November 1918 ihre 
Seiten von wütenden Ausfällen gegen 
die revolutionären Kräfte in Deutsch- 
land, beschimpften sie als „lichtscheue 
Elemente“ und „Fahnenflüchtige“, die 
die Truppe verseuchen würden. Bezeich- 
nend dabei ist das ungewollte Einge- 
ständnis des Verrates der rechten SPD- 
Führer und das Suchen nach einer drit- 
ten Kraft, die angeblich von außen die 
Revolution nach Deutschland getragen 
haben müßte. Die Zeitung schreibt: „An 
zahlreichen Stellen ist bereits durch ent- 
sprechende Vorstellungen von Gesand- 
ten der Regierung ein gewisses Einlen- 
ken erreicht worden. Die ganze Bewe- 
gung geht — bei aller Unklarheit in Ein- 


zelheiten — offenbar von Rußland aus, 
wobei die bisherige Berliner Sowjetver- 
tretung ja nachweislich mitgewirkt hat. "26 


In ihren Artikeln vom 22. und 27. No- 
vember 1918 rief die Zeitung zur Zusam- 
menfassung aller bürgerlichen Kräfte in 
einer Deutschen Volkspartei auf und 
sprach demagogisch von Zusammenar- 
beit mit der Sozialdemokratie.?” Am 24. 
November operierte sie mit wütenden 
antisowjetischen Ausfällen gegen den 
„Tataren Lenin“, diese Fälschung dabei 
Maxim Gorki in die Schuhe schiebend.2 


Am Vormittag des 11. November bega- 
ben sich die beiden Vorsitzenden des 
Arbeiter- und Soldatenrates Frankfurt 
(Oder), Peters und Faber, zum Regie- 
rungspräsidenten, dem Wirklichen Ge- 
heimen Oberregierungsrat Dr. von Fid- 
ler und forderten ihn auf, sich dem Arbei- 
ter- undSoldatenrat zu unterstellen. Herr 
von Fidler beugte sich dieser Forde- 


‚rung und ging bald darauf in Pension. 


Im Regierungsgebäude wurden die Zim- 
mer 8—11 als Sekretariat und als Ta- 
gungsraum für den Arbeiter- und Sol- 


datenrat beschlagnahmt. Anschließend 


suchten Peters und Faber den Oberpost- 
direktor Otto Heger und den Amtsleiter 
der Eisenbahndirektion, Reg.-Baumei- 
ster Friedrich Fölsing, auf und unter- 
stellten sie dem Arbeiter- und Soldaten- 
rat. Danach sprachen beide mit dem 
Besitzer der Frankfurter „Oder-Zeitung“, 
Joachim Trowitzsch, und teilten diesem 
die Unterstellung der Zeitung unter den 
Arbeiter- und Soldatenrat mit, und daß 
die erste Seite für dessen Mitteilungen 
freizuhalten wäre.?? 


Der Genosse Bruno Schönlank wurde 
zur Überwachung der Zeitung eingesetzt 
und drei Soldaten zur ständigen Über- 
wachung von Post und Telegraphie sta- 
tioniert. 


Wenig später suchte der Sozialdemokrat 
Faber den Verleger Trowitzsch hinter 


Abb. 7 


Eine Gruppe revolutio- 
närer Soldaten in den 
Novembertagen in Frank- 
furt (Oder). In der Mitte 
der Genosse Goppelt. 
Bezirksmuseum Viadrina. 
Archiv, Neg. Nr. 193/1 
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dem Rücken von Peters auf und verhan- 
delte nochmals, wobei er dieser einfluß- 
reichen Person der Frankfurter Bourgeoi- 
sie weitgehende Zugeständnisse in der 
Leitung seiner Zeitung machte.” 

Dieses Bündnis der rechten Sozialdemo- 
kratie mit der meinungsbestimmenden 
Presse in Frankfurt- (Oder) half der Re- 
aktion, ihre wankende Macht in den fol- 
genden Wochen neu zu formieren und zu 
festigen. 


Am gleichen Tage begann der Flieger- 
leutnant Verbeeck mit dem Aufbau der 


militärischen Sicherheitspolizei für den: 


Schutz des Arbeiter- und Soldatenra- 
tes.’ Die Bereitschaft der Soldaten, in 
dieser Sicherheitspolizei zu dienen, ent- 
sprang mehr ihrem großen Interesse an 
einem Hinüberwachsen des Kriegszustan- 
des in eine Friedensordnung oder aber 
einer vorübergehenden Versorgung. Sie 
entstand nicht aus ihrem bewußten politi- 
schen Willen, den Imperialismus zu stür- 
zen oder gar ein sozialistisches Deutsch- 
land zu errichten.-Denn der Blick vieler 
Soldaten war getrübt vom allgemeinen 
Haß gegen das Völkermorden, von der 
Ablehnung jeden Militarismus, von op- 
portunistischen Illusionen und pazifisti- 
schen Tendenzen. Es begriffen nur we- 
nige von ihnen die Schaffung demokrati- 
scher Streitkräfte als Faktor im Kampf 
um die Macht. 


So sahen die meisten Mitglieder des 
Arbeiter- ‘und Soldatenrates Frankfurt 
(Oder) seine Verwendung für den Wach- 
dienst und die Polizei als ausreichend 
an. Die von der Regierung Ebert heraus- 
gegebene konterrevolutionäre Losung 
„Ruhe und Ordnung“ wurde von den 
wenigsten Arbeitern und Soldaten durch- 
schaut und war unbewußt zum Haupt- 
anliegen dieser Truppe geworden. Die 
eindeutige Kräfteüberlegenheit auf sei- 
ten der Soldaten zu Beginn der Revolu- 
tion und die dadurch ausgelöste Zerset- 
zung unter der Reaktion stellte der Bil- 
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dung der militärischen Sicherheitspolizei 
kaum Widerstand entgegen, begünstigte 
aber die Illusion einer angeblich ge- 
lösten Machtfrage unter den Soldaten. 
Das änderte sich mit dem Erstarken der 
Konterrevolution, die alle Mittel der 
Lüge und Verleumdung einsetzte, um 
diese demoxrätische Volkswehr zu ent- 
machten. Insgeheim kamen die Mitglie- 
der des Reichstages von Tirpitz und 
Hoffmann aus Berlin und wiesen den Di- 
rektor der Reichsbankfiliale Frankfurt 
(Oder), Fritz Krüger, an, dem Arbeiter- 
und Soldatenrat dafür keine Gelder 
mehr auszuhändigen.”? Die Mittelverwei- 
gerung wurde mit der angeblichen Er- 
schöpfung der Staatskasse bemäntelt. 


Faber setzte am 12. November seine Än- 
biederungspolitik an die Bourgeoisie 
fort, indem er mit dem Oberbürgermei- 
ster Trautmann insgeheim aushandelte, 
daß der Arbeiter-- und Soldatenrat 
nicht in die Belange der Stadtverwaltung 
eingreifen würde. Faber machte sein Ein- 
treten dafür abhängig davon, daß bei 
den Ersatzwahlen der Stadträte am 28. 
November ein Sozialdemokrat als Stadt- 
rat gewählt würde.” Dr. Trautmann 
sagte zu, und als erster Stadtrat der 
Frankfurter SPD wurde Genosse Hugo 
Methner am 28. November gewählt.” 


Diese Verhandlungen geschahen hinter 
dem Rücken des Arbeiter- und Soldaten- 
Rates und des Genossen Peters. An den 
folgenden Tagen beschäftigte sich der 
Arbeiter- und Soldatenrat mit der Auf- 
rechterhaltung von Ruhe und Ordnung 
in der Stadt und mit organisatorischen 
Fragen. In seinen amtlichen Bekannt- 
machungen kündigte er entscheidende 
Maßnahmen zum Schutze des öffent- 
lichen und privaten Eigentums an und 
setzte starke Patrouillen und ein Stand- 
gericht ein.” 


Der Demobilisierungsausschuß des Ar- 
beiter- und Soldatenrates begann mit 
der Eingliederung entlassener Militär- 


angehöriger in die Wirtschaft nach den 
Richtlinien des Kriegsministeriums vom 
15. November, nicht ahnend dabei, daß 
die OHL darunter die schnelle Entlas- 
sung der für ihre Pläne unzuverlässigen 
Soldaten verstand. Unter Führung des 
Generalstabes war mit dieser Demobili- 
sierung die Neuformierung der mobilen 
Truppen für den- Grenzschutz-Ost ver- 
bunden, wobei in der Folgezeit Front- 
truppenteile als angebliche Freiwilligen- 
Detachements in den Grenzschutz-Ost 
überführt wurden. Ansonsten war der 
Arbeiter- und Soldatenrat mit dem Ver- 
kauf von lebendem und totem Inventar 
aus den Beständen der Frankfurter Trup- 
penteile beschäftigt, mit der Quartierbe- 
schaffung für die von der Front heim- 
kehrenden Stammregimenter und ihrer 
Begrüßung, mit dem Genehmigen von 
Tanzvergnügungen und der Agitation 
gegen eine drohende Geldentwertung.”® 


Genosse Peters war unermüdlich in und 
um Frankfurt (Oder) agitatorisch tätig. Er 
sprach mit Klein- und Mittelbauern der 
Umgebung, mit den Lehrern des Lehrer- 
Seminars Neuzelle, die von ihm bezeich- 
nenderweise die Versicherung haben 
wollten, daß die neue Regierung auch 
bleiben werde?’ und vor Offizieren, die 
er zwang, einen Beschluß über die Bil- 
dung einer Polizeitruppe und das Ab- 
legen der Schulterstücke anzunehmen.”® 


2.2. Das Komplott gegen die Revolution 


Die Reaktion erholte sich langsam von 
ihrem Schreck und aktivierte ihre Tä- 
tigkeit in wachsendem Maße. Sie konnte 
das um so besser, da ihre alten Macht- 
instrumente nicht angetastet und von 
ihren Vertretern weitergeführt wurden. 


So forderte Trowitzsch bereits am 14. No- 
vember in der „Oder-Zeitung“ in seinem 
Artikel „An das deutsche Bürgertum” 
die Ausnutzung des Rätegedankens für 





Abb. 8 


Aufruf des Rates der 
Volksbeauftragten 

vom 12. 11. 1918, 
Bezirksmuseum Viadrina. 
Archiv, Neg. Nr. 2 (13x 18) 
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die Bildung von konterrevolutionären 
Bürgerausschüssen, die zunächst neben 
den Arbeiter- und Soldatenräten und 
später an deren Stelle arbeiten sollten. 


Dabei berief er sich auf eine Abmachung 
des rechten Sozialdemokraten Ebert mit 
dem Vorsitzenden der Unternehmeror- 
ganisation „Hansabund für Gewerbe, 
Handel und Industrie“, Dr. Jakob Riesser, 
vom 12. November in Berlin.?? 


Der reaktionäre Bauernbund verstärkte 
unter der Landbevölkerung seine Arbeit 
und bildete zum Beispiel unter Leitung 
des Gemeindevorstehers Woike aus 
Treplin am 17. November einen soge- 
nannten „Bauernrat” für die Orte Bie- 
gen, Jacobsdorf und Pillgram, in den sich 
Woike als Vorsitzender wählen ließ, um 
danach im Rahmen des Deutschen Bau- 
ernbundes für die Deutsche Demokrati- 
sche Partei zu kandidieren.‘ 


Die Gründung eines Arbeiter- und Sol- 
datenrates in Lebus erfolgte am 27. 
November. Hier vollzog sich die Ent- 


wicklung unter dem Druck breitester 


Kreise der Arbeiter und Landarbeiter in 
anderen Bahnen als von seinen Grün- 
dern vorgesehen. Als er in einer stür- 
mischen Volksversammlung am 9. De- 
zember scharfe Kritik an der Stadtver- 
waltung geübt und die Ablösung des 
Bürgermeisters gefordert hatte, erklärte 
die Regierung Frankfurt (Oder) die 
Wahlen der Arbeiter- und Baüernräte 
von Lebus und Gorgast, wo ähnliches 
vorgekommen sein mußte, wegen an- 
geblicher „grober Verstöße" gegen die 
Bekanntmachung des Staatssekretärs 
des Reichsernährungsamtes im Kreisblatt 
für ungültig.*! 


Die Gründung eines Bauernrates in Let- 
schin wiederum ähnelt stark den Vor- 
kommnissen in Biegen/Jacobsdorf/Pill- 

gram, wurde doch hier der Amts- und 
 Gemeindevorsteher Starke zum Vorsit- 
zenden gewählt.‘? 
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“ 


Am Beispiel dieser Bauernräte wird der 
Versuch des Rates der Volksbeauftragten 
mit seinem am 12. November veröffent- 
lichten Aufruf „An die deutsche Landbe- 
völkerung“ deutlich, durch Besetzung der 
Bauernräte mit Vertretern der besitzen- 
den Schichten, die Entstehung revolutio- 
närer Räte der Landarbeiter und armen 
Bauern zu verhindern und eine Enteig- 
nung des Großgrundbesitzes zu hinter- 
treiben. Durch die Tagung am 19. No- 
vember mit den reaktionären landwirt- 
schaftlichen Organisationen und dem 
Deutschen Landarbeiterverband der SPD 
wurden die Bauernräte auf rein ökono- 
mische Aufgaben abgedrängt und der 
Verrat der rechten sozialdemokratischen 
Führer an den Landarbeitern und den 
armen Bauern komplett. (Abb. 8) 


Je weiter das Paktieren der Spitzen der 
rechten Sozialdemokraten mit der Bour- 
geoisie voranschritt und die Macht der 
letzteren wieder festigte, brachen in der 
Truppe die alten Widersprüche zwischen 
den einfachen Soldaten und den länger- 
dienenden Uhnterführern wieder auf. 


Wohl gab es unter den Unteroffizieren 
überzeugte Anhänger der Revolution, 
aber diese waren unter den Reservisten 
zu finden, während die sogenannten 
„Zwölfender“ aus ihrer extrem militanten 
und monarchistischen Einstellung bald 
kein Hehl mehr machten. So gründeten 
die aktiven Unteroffiziere der Garnison 
bereits am 18. November eine „Vereini- 
gung aktiver Unteroffiziere der Garnison 
Frankfurt (Oder)“ als Vertreterorganisa- 
tion ihrer politischen und wirtschaftlichen 
Interessen, deren Zentrale sich in Berlin 
befand.” Gemäß den Weisungen ihrer 
Zentralstelle, die in der Folgezeit ihren 
Frieden mit der Ebert-Regierung ge- 
macht hatte und sich der Konter- 
revolution zur Verfügung stellte, übte 
diese Vereinigung eine zielgerichtete 
konterrevolutionäre Rolle unter den Sol- 
daten aus, | 


Von all den reaktionäen Vereinigungen, 
an denen Frankfurt (Oder) so reich ge- 
segnet und deren inneres Gefüge nicht 
angetastet war, fiel eine besondere Ak- 
tivität der bürgerlichen Frauenvereine 
auf. Es waren der „Flottenbund Deut- 
scher Frauen“, der sich bald „National- 
bund Deutscher Frauen“ nannte und die 
Frauenvereine der evangelischen Kirche, 
die begannen, sich intensiv mit den po- 
litischen Aufgaben und dem Stimmrecht 


der bürgerlichen Frauen auseinanderzu- 
setzen. 


Dabei nutzte die evangelische Kirche vor 
allem die von der SPD-Regierung beab- 
sichtigte Trennung von Staat und Kirche, 
um unter dem Deckmantel der Wahrung 
religiöser Interessen mit nationalistischen 
und chauvinistischen Phrasen gegen die 
Revolution vorzugehen. Zur Erhöhung 
ihrer Schlagkroft wurden die evangeli- 
schen Frauenvereine zu einem „Verband 
zur Wahrung der religiös-sittlichen Inter- 
essen und zur Schulung für das öffentli- 
che Leben“ zusammengeschlossen. Am 
18. Dezember faßte man sogar alle evan- 
gelischen Kirchengemeinden und Vereine 
in einem „Evangelischen Kirchenver- 
band des Regierungsbezirkes Frankfurt 
(Oder)“ zusammen 4 


Der „Flottenbund .Deutscher Frauen“ in 
Frankfurt (Oder) als Zweigverein des be- 
rüchtigten Flottenvereins und eng mit 
dem Alldeutschen Verband liiert, dra- 


 pierte sich durch Namensumnennung in’ 


„Nationalbund Deutscher Frauen“ demo- 


kratisch und verbreitete den alten mili- 


tanten Ungeist ungeschoren weiter. Er 
legte seinen Schwerpunkt auf die Ge- 
winnung der erstmals wahlberechtigten 
Frauen zur bevorstehenden Nationalver- 
sammlung. Vorsitzende war eine Frau 
von Doemming, Gattin des General- 
leutnants z. D. Ernst von Doemming, 
ein eingefleischter Monarchist und we- 
nig später eifriger Parteigänger der erz- 
reaktionären Deutsch-Nationalen Volks- 


partei (DNVP) sowie Leiter der Sammel- 
stelle des obskuren monarchistischen 
„Bundes deutscher Männer und Frauen 
zum Schutze der persönlichen Freiheit 
und Lebens Wilhelm 11.“ Von gleicher 
Gesinnung war die Referentin eines Vor- 
tragsabends vom 29. November, Frau 
Schink, Gattin des Justizrates Karl Schink, 
der zum Vorsitzenden des reaktionären 
Frankfurter Bürgerrates, der Leitzentrale 
der Konterrevolution in Frankfurt (Oder) 
avancierte und Parteigänger der Deut- 
schen Demokratischen Partei (DDP) war, 
für die er zur Preußischen Nationalver- 
sammlung kandidierte.“® 


Zwischen dem „Nationalbund Deutscher 
Frauen“ und dem Frauenverein der 
evangelischen Kirche bestanden engste 
Beziehungen und Personaliunion in den 
Vorständen. Immer offener arbeitete die 
Reaktion an der Konsolidierung ihrer 
Macht. Wieder war es die „Frankfurter 
Oder-Zeitung“, die einem großangeleg- 
ten, von 132 Männern und 34 Frauen 
des Bürgertums unterschriebenen Aufru- 
fes, die Wahl eines Bürgerrates für den 
25. November in aller Öffentlichkeit ver- 
breitete. Wie intensiv die Vorbereitun- 
gen dazu gewesen sein mögen und wie 
verheerend sich die ungenügende Über- 
wachung dieser konterrevolutionären 
Umtriebe durch den Arbeiter- und Sol- 
datenrat auswirkte, zeigte der Massen- 
andrang der bürgerlichen Kreise zu die- 
ser Versammlung, die wegen Überfüllung 
der Aula des Realgymnasiums zu einer 
Parallelveranstaltung in der städtischen 
Turnhalle führte. Referenten dieser 
Wahlversammlung des Bürgerrates wa- 
ren der bereits genannte Justizrat Schink, 
am gleichen Abend zu dessen Vorsitzen- 
den gewählt, und der Handelskammer- 
syndikus Max Beudel, Geschäftsführer 
des Allgemeinen „Arbeitgeberverbandes 
Frankfurt (Oder) und Vorstandsmitglied 
des „Hansabundes für Gewerbe, Handel 
und Industrie“ in Frankfurt (Oder).” 


“ 


Die Frankfurter rechten SPD-Führer 
selbst vertraten, gemäß der Weisung ih- 
res Parteivorstandes in Berlin, die bal- 
dige Einberufung der Nationalversamm- 
lung und unterstützten das Eindringen 
konterrevolutionären Gedankengutes in 
den Arbeiter- und Soldatenrat. Daß Pe- 
ters die drohende Gefahr erkannte, geht 
aus einem Versuch hervor, in der Wahl- 
versammlung der USPD vom 24. Novem- 
ber sechs Vertreter der USPD in den Ar- 
beiter- und Soldatenrat nachwählen zu 
lassen, um die Position der revolutionäü- 
ren Kräfte zu stärken. Der Vorschlag 
wurde in der Versammlung zu Fall 
gebracht.“® Auf dieser USPD-Versamm- 
lung im Realgymnasium sprach der 
Berliner Polizeipräsident Emil Eichhorn 
(USPD) für die Diktatur des Proletariats 
und eine sofortige Sozialisierung der 
Gesellschaft. Er verteidigte die Überfüh- 
rung der Produktionsmittel in Rußland in 
die Hände der Arbeiter und Iandarmen 
Bauern. Leider verwässerte er seine 
Einschätzung durch den Hinweis auf 
die Vermeidung „russischer Zustände 
in Deutschland“ durch die Lenkung der 
revolutionären Bewegung in entspre- 
chende Bahnen und spielte so dem rech- 
ten Sozialdemokraten Faber die Mög- 
lichkeit in die Hand, seine wahre Ein- 
stellung zu diesen Grundfragen hinter 
einer Übereinstimmung mit dem Redner 
zu verbergen.‘ 

Die Frankfurter rechten SPD-Führer be- 
mühten sich, die entscheidenden Funk- 
tionen im Arbeiter- und Soldatenrat mit 
ihren Parteigängern zu besetzen. Das 
zeigte die Bildung eines Vollzugsaus- 
schusses .des Arbeiter- und Soldaten- 
rates für den Regierungsbezirk als bei- 
geordnete Aufsichtsbehörde des Frank- 
furter Regierungspräsidenten. Hier be- 
setzten 4 rechte SPD-Führer die Dezer- 
nate und nur“das politisch einflußlo- 
seste, der Demobilisierungsausschuß, 
wurde dem Genossen Otto Schröder 
von der USPD überlassen.?’ (Abb. 9, 10) 


kehrten die ersten Regimenter der Gar- 
nison Frankfurt (Oder) aus dem Felde 


| 
Ende November, am 23./24. November, | 


heim. Die ganze Stadt hatte schwarz- | 
weiß-rot geflaggt. Auch der Arbeiter- 
und Soldatenrat hatte seine Vertreter | 
zum Empfang gesandt. Das Bürgertum | 
sammelte in Aufrufen fleißig für Dank- 
spenden an die Truppen.! | 


39 





Abb. 9 Staatsarchiv Potsdam, 
Pr. Br. Rep. 6 B Landrats- 
amt Luckau Nr. 79 


Bekanntmachung der Ver- 
waltungsorganisation des 
Arbeiter- und Soldaten- 
rates für den Regierungs- 
bezirk Frankfurt (Oder) 
vom 29. 11. 1918. 
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Abb. 10 


Erste Seite des Protokolls 
der Il. Delegiertensitzung 
der Arbeiter- und Sol- 
datenräte des Regierungs- 
bezirks Frankfurt (Oder) 
am 7./8. 12. 1918. 

Archiv der Bezirksleitung 
Frankfurt (Oder) der SED 
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3. -Rätemacht oder Nationalversamm- _ gen von Albert Böhm, dem späte- suchten. Seine Wahl zum Mitglied der 
au % ren Nachfolger von Faber im Vorsitz des Zentralstelle der Arbeiter- und Solda- 
SPD-Ortsvereins Frankfurt (Oder), der tenräte der Regierungsbezirke in der 
behauptet hatte, „daß Feldheer bestehe Provinz Brandenburg am 1. Dezember 
unbedingt auf die Einberufung der Na- erschien relativ ungefährlich, war doch 
De | SHE tionalversammlung und verlange Frie- dieses Gremium genügend mit rechten 
7. Am .30. November ‚hatte der Rat der den, Ruhe, Brot". Peters forderte die Dik- SPD-Vertretern durchsetzt. Den Revisio- 
Bor" Volksbeauftragten ın Berlin die „Ver- tur des Proletariats und übte harte nisten kam der Umstand zu Hilfe, daß 
ordnung über die Wahlen zur verfas- Kritik an der Haltung von Faber zur durch die laufende Entlassung der älte- 


am Rt 











v Pi EN N Wr s 
und nahm an der Demonstration im dem preußischen Adler. Das geschah al- gegen die angeblich anmarschierenden 
Tiergarten teil, auf der Karl Liebknecht les unter den Augen des Arbeiter- und Polen.® Seine Erklärung, die Demonstra- 
sprach. Soldatenrates und seines 2. Vorsitzenden tion der Soldaten gegen Genossen Pe- 
Am 29. Dezember können wir Genossen Faber, der es nicht für nötig hielt, ters am 5. Januar sei von ihm weder ge- 
Peters erneut in Berlin finden. Er nahm dagegen einzuschreiten. Selbst auf der wollt noch veranlaßt worden, war daher 
hier an der dem Gründungsparteitagder Kaserne des Leibgrenadier-Regiments nicht mehr als eine lendenlahme Erklä- 
KPD vorausgegangenen nichtöffentlihen Nr. 8 wehte die rote Fahne neuerdings rung." 
Reichskonferenz des Spartakusbundes unter der schwarz-weiß-roten.® 2 er ach) er Ze 
Re ih sen m ee Aeenlaln Peters ließ zwar nach seiner Rückkehr der Hauptinitiatoren des konterrevolu- 
u en ie Gründung der aus Berlin am 3. Januar 1919 die rote tionären Putsches in Berlin, der rechte 
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3,1. Die Politik der Frankfurter SPD 
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ZI. : Se 

ud sungsgebenden deutschen Nationalver-- Revolution. Das löste ein heftiges Für ren, meist politisch organisierten Sol- KPD. Hi : 
sammlung“ veröffentlicht, deren Durch- und Wider in der Versammlung aus, das daten und die Rückkehr der Front- . Hier erhielt Genosse Peters die Zu- Fahne mit militärischer Gewalt wieder Sozialdemokrat Wels, von der Frankfur- 
. setzung nunmehr zur Leitlinie der SPD durch Wortentziehung von Peters und truppen der Anteil der politisch des- ri Bee Se ae daß 4 bald auf dem Regierungsgebäude aufziehen ter SPD nach Frankfurt (Oder) als Agi- 
wurde. | einer Reinwaschung Fabers „geklärt“ interessierten, monarchistisch gedrillten Da KU Dr m und erklärte die reaktionäre Entschlie- tator gerufen wurde. Mußte Wels noch 
| BIN, Auf der Wahlversammlung der SPD wurde#® und durch den Krieg entwurzelten Welche Wertschätzung Genosse Bruno Bung des Gesamtsoldatenrates vom 29. auf der öffentlichen Volksversammlung 
Frankfurt (Oder) am 1. Dezember im pie auf einer öffentlichen Wahlversamm- Soldaten und Unteroffiziere wieder an- Peters unter den Mitgliedern des Spar- Dezember 1918 für ungültig, sah sich der SPD am 7. Januar den berechtigten 
Fra Realgymnasium, wo der Schriftsteller lung am 21. Dezember gehaltene Rede stieg. So war es nicht verwunderlich, takusbundes genoß, zeigte seine Wahl aber bereits offen mit Protesten eines Widerspruch Hunderter Arbeiter und Sol- 
Ernst Heilmann aus Berlin über die Re- es Redakteurs Ludwig Bartels (SPD), wenn „regierungstreue" Mannschaften in die Revisionskommission auf dem sogenannten „Regierungsbeamtenrates° daten wegen seiner Verteidigung des 
ir Rn "volution sprach, zeigte es sich. Heilmann des späteren Regierungspräsidenten von des Grenadier-Regiments Nr. 12 am Gründungsparteitag der KPD am 30. und des Gesamtsoldatenrates konfron- Kapitals hinnehmen, so hatte er mit sei- 
erhob die Politik der Kriegsbewilligung Frankfurt (Oder), bewegte sich sogar 12. Dezember zur Bewachung des Reichs- Dezember 1918 und 1. Januar 1919,.als tiert. nen Ausfällen gegen Karl Liebknecht vor 
durch die SPD zu einer nationalen Tat, völlig auf dem Boden des von der kanzlerpalais eingesetzt wurden, und deren Obmann er Rücksprache mit der Wieder waren es die Soldaten der Gar- den alten Stammsoldaten in der Kaserne 
_ sie Philipp Scheidemann am Weih-. Genossin Rosa Luxemburg führte. nison, die sich gegen Peters mißbrauchen des Leibgrenadier-Regiments Nr. 8 we- 


ER : 5 

TR ’ die Niederlage ch Deutschland abzu Frankfurter Bourgeoisie geschätzten Bo- 
wenden und das Vaterland nicht im Stih (Jenreformers Adolf Damaschke. 

oz ie i Re- 

BEE lassen. Er faselte vom re Im Arbeiter-- und Soldatenrat nahm 


ließen und gegen ihn und die Sparta- sentlich mehr Erfolg. Monarchistisch ge- 
kusbewegung am 5. Januar 1919 unter drillte Soldaten forderten provokatorisch 
der Losung der Mehrheitssozialisten „Für von Genossen Peters, der gegen die Ver- 


nachtstag aufrief, „für Ruhe und Ord- 
nung zu sorgen und mit den Stören- 







3.2. Die Konsolidierung der bürgerlichen 
































 yolution, dessen Ergebnis der „freie frieden abzurechnen."®® Partei d Oraanisati 
ir en. 7 le | influß chten Sozialdemokra- arteien und Organisationen Es k 
in . _ deutsche.-Volksstaat eu ut tordere ee Ba sich die Voll - Auch die USPD-Versammlung vom 16 Frieden, Freiheit und Brot” demonstrier- leumdungen von Wels protestiert hatte, 
das Gebot der Stunde feste, sichere Ver- ; aueh x i 9 Kur | | ten.5 Es waren Soldaten von Truppen- eine Erklärung seiner Einstellung zu dem 
at fd \<aesetze, eine Nationalversamm- versammlung des Arbeiter und Solda Dezember in Frankfurt (Oder) zeigte, n der Zeit der Abwesenheit des Genos- AaDeich EnEZeitcch ER 
eeungSS ragen der Kapitali tenrates Frankfurt (Oder) am 12. De- wie weit die Führer der USPD bereits im sen Peters von Frankfurt (Oder) ging die telen SCI hans TE EN OR he Augen verhaßten Spartakus- 
Jung. Eine Enteignung der Kapitalisten ] Eb IRTer, | | En Reakt; BR wieder im aktiven Einsatz des Grenz- bund. Peters machte aus seinen Sympa- 
a hie Sozialisi leh ' _ zember erneut zur Regierung Ebert un ahrwasser der rechten SPD-Führer eaktion einschließlich der echten SPD e ; ; d 
Ki. Be : k = r ih schu - ien keinen Hehl. Die aufgeputschten | 
» a FE ar ee ee ae auch zur Einberufung einer Nationalver schwammen, als der Referent Völkers zum Angriff über. nzes Ro ngısn uns gie aut N r ellenz | sch 
7 jetzigen Zeitpunkt ab, da sie den wirt- ug 6 | Dal parin machläfrier Kritik an Solnahm die, Hauptversammlung), der Bentschen befanden‘% und deren Flie- Soldaten forderten seinen Rücktritt im 
M een Ruin ae a a en CH a alaeı Haltung der SPD 1914 und Walrand Deecdmten, Söldetenrätelvom 29% De ger Sen Tag später Bomben auf Po- Se ng SO Se 
Kt Heilmann mußte es sich in der Diskus- Peters die Schaukelpolitik der rechten des Krieges die Vergesellschaftung der N 2 SEE isn an Sdiensie an aen warfen. er | N nn und mit Hilfe der 
© sion gefallen lassen, daß sich nicht alle Sozialdemokratie und von Faber. Das Produktionsmittel in die Zukunft verlegte den Rat der Volksbeauftragten und an Am 6. Januar liquidierte der Arbeiter- Ten ter vorbereiteten 
Teilnehmer seiner These von der Einbe- und lediglich einen sofortigen Zusam- den Zentralsoldatenrat des Ill. Armee- und Soldatenrat sein besonderes Si, Keomplott folgten am gleichen Tage wer 
tere Rücktrittsforderungen von Soldaten 


cherheitskommando selbst und enthob 
den Leiter, den Genossen Goppelt, einen 
der engsten Mitarbeiter von Peters, sei- 


korps in Berlin richtete. Darin forderte 
sie energische Schritte der Regierung ge- 
gen die Kämpfe in Berlin und die Streiks 
in den Kohlengebieten, obwohl diese nes Amtes. \ 

Aktionen gegen die konterrevolutionären Der militärische Sicherheitsdienst wurde 
Putschversuche in Berlin, gegen den wieder eine militärische Formation und Die Hetze gegen Peters steigerte sich 


as, | : i i rsuch auf der 

I _ rufung der Nationalversammlung beug- _ zeigte sein Entlarvungsversuc 

I EN SPD-Frauenversammlung am 8. Dezem- 
Briten: 1 | | | 
RT ber. 

Auf der SPD-Frauenversammlung am 8. Nah ar a. N, 

Er Dezember, hier sprach die Genossin Es war. Peters mit seinen wenigen n- 

Riemeck, Berlin, über „Die Frauen und hängern, der in der Vollversammlung 


anderer Truppenteile. Aus Protest vor 
den Machenschaften eines Fabers, 
Schierz’ und anderer legte Peters seine 
Funktion nieder. 


mentritt der Nationalversammlung we- 
gen ungenügender Aufklärung der 
Volksmassen ablehnte. 


Genosse Peters versuchte die Zeit am 
Jahresende zu nutzen und traf am 24. 





















IL FR ‘ + iter- om 

I ° od En Mahechen N De 2 Frage a a. N Se Dezember in Berlin mit Genossen Fritz an 

uiN  „Nationalversammlung zu einer kämp- IEZe Kl er f Nr Heckert zusammen. h F rheinisch-westfälischen Separatismus und ein Teil der Truppe. Aus einem Instru- bis zur Mordandrohung, indem die Kon- 

ferischen Auseinandersetzung. zwischen des En Be 2 f L a gegen die Ausbeutung der Arbeiter ge- ment der demokratischen Volkswehr terrevolution Plakate mit einem Kopf- 

Tr „den Vertretern von SPD und USDP. In ung En IR EN mE Rz MhIecKeit Wire Peters von der beabsich- richtet waren.” (Abb. 11) | wurde wieder ein Machtinstrument der lohn von 50 000 Reichsmark für die Er- 
| Dig der Diskussion sprach die Genossin rat ablennte. 7\ EE tigten Trennung des Spartakusbundes | Einen Tag später zogen reaktionäre Be- herrschenden Klassen. Der Arbeiter- und greifung Peters’ veröffentlichte”! Der 
{ a Nehmitz (USPD) gegen die Einbe- So war Genosse Peters nicht nur der von der USPD und von der Bildung einer omte die rote Fahne auf dem Regie-  Soldatenrat übernahm sogar ee a ta Ale ee 


rungsgebäude und der Hauptpost ein Vollzugsrat des Regierungsbezirkes Haupt gegen Peters, der, geschützt von 
und ersetzten sie durch eine weiße mit Frankfurt (Oder) den Schutz der Heimat den Genossen Schröder und Verbeeck, 






Kay Ann n „ul, 
Ede  rufung der Nationalversammlung, und bürgerlichen Reaktion, sondern auch der eigenen Partei informiert haben.” Da- 
Br Genosse Peters (USPD) wandte sich rechten SPD gefährlich geworden, die neben half Peters der Volksmarinedivi- 
| leidenschaftlich ‚gegen die Ausführun- ihn mit allen Mitteln auszuschalten ver- sion bei der Verteidigung des Schlosses 
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Em» des Vollzugsrate 


Abb. 11 


Runderlaß des Ministe- 
riums des Innern und der 
Finanzen über die Befug- 
nisse der Arbeiter- und 
Soldatenräte bei Ein- 
stellungen und Absetzun- 
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Fun gie örtlichen Arbaiter- und Soldat 
hä sich das Winisterium des Jnnern zur 4bstellung 
Ordnung und Stcherheit störenden und die Fortfüh- 

rung bedrohenden Kaßnahmen aft der Praußt- 
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‚„|Reichs- und Stoatsane 
ter- und Soldatenröte Deutschland 

bisher erganmganen, in 32 585 und 
Zeitung veröffentlichten Anordnungen argänz 


gen von Staatsbeamten 
an die Regierungspräsi- 
denten vom 20. 12. 1918. 
Staatsarchiv Potsdam, 

Pr. Br. Rep. 2 A Reg. Pots- 
dam I Pol. Nr. 1027, BI. 59 
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gierungsgesalt tst den Folksbeauftrag- 


Follzugsausschuß 
und Soldatenrats hat sich aber 


Die 


Die srtlichen Arbeiter- und Soldatenräte, danan gleich- 
falls das volle Agntrollrecht in ihrem Tätigkeitsgebiat 
übertragen ist, haben sich im allgemainen Jeden direkten 
Eingriffs In die Verwaltung zu enthalten. Dia Richtlinien 
"für die Tätigkeit der örtlichen Arbeiter- und Soldatenräte 
sind in der Anordnung oom 23. November d. Js. in einzelnen 


‚niedergelegt. 
Finanzainisteriwm. “Yinisterium des Jnnerm. 


An sämtliche Herren Oberpräsidenten, Repgierungspräsidenten und 
den Herrn Polizetpräsidanien hier. 
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noch am gleichen Tage Frankfurt (Oder) 
verlassen mußte. Er übernahm in der 
Zentralstelle der Arbeiter- und Solda- 
tenräte der Regierungsbezirke von Ber- 
lin-Brandenburg die Abteilung Militär, in 
die er am 1. Dezember 1918 gewählt 
worden war.’? 


Diese durch die Machinationen der 
rechten SPD geschürte Pogromstimmung 
der Konterrevolution unter den Sol- 
daten gegen den Spartakusbund und 
Genossen Peters konnte auch die 
öffentliche Volksversammlung der 
USPD vom 13. Januar nicht mehr bre- 
chen, obwohl hier der junge Ver- 
sammlungsleiter und Arbeitssoldat Karl 
Gräf eine ausgezeichnete marxistische 
Interpretation der proletarischen Revolu- 
tion gab. Als der Genosse Goppelt er- 
neut für Peters eintrat, wandten sich die 
Soldaten drohend gegen ihn.?? 


In dieser Zeit setzte die Frankfurter Bour- 
geoisie zum Generalangriff gegen die 
Revolution an und begann sich in einer 
konterrevolutionären Front zu organisie- 
ren. War den in der „Frankfurter Oder- 
Zeitung“ propagierten Versuchen zur Bil- 
dung eines vereinigten Bürgerkartells 
auf Grund der zu starken Gegensätze 
im bürgerlich-junkerlichen Lager auch 
kein Erfolg beschieden, so begannen sich 
doch bald die alten politischen Parteien 
den neuen Verhältnissen anzupassen.’* 


Anfang Dezember 1918 bildete sich die 
Deutsche Demokratische Partei, Oırts- 
gruppe Frankfurt (Oder), der sich am 17. 
Dezember der national-liberale Wahl- 
verein Frankfurt (Oder) — Lebus, meh- 
rere national-liberale Vereine der Um- 
gebung und der Fortschrittlichen Volks- 
partei anschlossen. Vorsitzender wurde 
Rechtsanwalt Otto Laband, während der 
Syndikus der Handelskammer in Frank- 
furt (Oder), Max Beudel, mit seinen um- 
fangreichen Verbindungen zu Bankiers 
und Gewerbetreibenden zu den eifrig- 
sten Verfechtern der DDP rechnete. In 


der „Frankfurter Oder-Zeitung“, die sich 
zu den Zielen der DDP bekannte, hatte 
sie ein nicht zu überhörendes Publikums- 
organ. 


Mit Hilfe reicher finanzieller Mittel der 
Großbourgeoisie 
außerordentlich rege politische Arbeit zu 
den Wahlen. Indem sie das Programm 
des Bundes Deutscher Bodenreformer 
vertrat, gewann sie großen Einfluß un- 
ter dem Kleinbürgertum der Stadt, den 
kleinen und mittleren Beamten von Re- 
gierung, Bahn, Post, den Angestellten 
und Gewerbetreibenden sowie der In- 
telligenzberufe (Lehrer).” 


Ebenfalls schnell stellte sich die Zen- 
trumspartei um, die sich jetzt Christliche 
Volkspartei nannte und erstmals am 25. 
Dezember vor die Frankfurter Offentlich- 
keit trat. Sie gewann ihre Anhänger aus 
den klerikalen katholischen Kreisen, 
obwohl sie Ansätze unternahm, auch 
Protestanten einzubeziehen. Sie spielte 
wohl in der reaktionären Beein- 
flussung ihrer Mitglieder eine Rolle, 
aber nicht innerhalb des Wahlkampfes 
im stark protestantischen Frankfurt 
(Oder). Sekretär dieser Partei war der 
Kaplan Johannes Szykowski vom hiesi- 
gen katholischen Pfarramt. Sie ging eine 
Listenverbindung ein mit der am weite- 
sten rechts stehenden Deutsch-Nationa- 
len Volkspartei.”® 


Die Deutsche Volkspartei, in Frankfurt 
(Oder) am 27. Dezember gegründet, 
hatte bereits am 22. November in der 
„Frankfurter Oder-Zeitung“ zur Zusam- 
menfassung aller bürgerlichen Kräfte in 
dieser Partei aufgerufen. Ihr Vorsitzender 
wurde der alte Vorsitzende des National- 
liberalen‘ Wahlvereins Frankfurt (Oder) 
— Lebus, Justizrat Ottomar Löser. Die 
DVP war eine Partei der Großbourgeoi- 
sie, die ihre Aufgabe in der Erhaltung 
der Macht der Monopole, unter Einbe- 
ziehung der rechten ‘SPD-Führer, sah. 
Mit ihren liberalen Phrasen sprach sie 


entfaltete sie eine. 


gerade jene Bürger an, die die Methoden 
der offenen Konterrevolution, des Anti- 
semitismus und die Brutalität der noch 
weiter rechts stehenden bürgerlichen Par- 
teien ablehnten. 


Ottomar Löser nahm auf dem vierten 
staatsbürgerlichen Abend der „Frankfur- 
ter Oder-Zeitung“ am 9. Januar zum Pro- 
gramm seiner Partei Stellung. Dabei er- 
läuterte er, daß die DVP nach wie vor 
für eine Monarchie eintrete, streng na- 
tional sei, gegen die Sozialdemokratie 
und jegliche Sozialisierung kämpfe. Hier 
sprach der alte Reaktionär Löser unver- 
hüllt aus, was seine Partei ansonsten mit 
liberalen Phrasen zu verdecken pflegte.”’ 


Die Deutschnationale Volkspartei, jene 


Partei der offenen Konterrevolution 
und des militanten Antikommunis- 
mus, des reaktionären Preußen- 


tums und der monarchistischen Restau- 
ration, entstand in Frankfurt (Oder) am 
28. Dezember aus den monarchistischen 
Kräften der alten Rechtsparteien, nach- 
dem erste Aufrufe zur Sammlung bürger- 
licher Kräfte in der DNVP gegen die 
Diktatur des Proletariats und zum Über- 
tritt ehemaliger, Nationalliberaler auf- 
forderten. ’® 


Vorsitzender wurde ein weiterer Syndikus 
der Handelskammer, Dr. Max Dolezysch, 
und in den engeren Vorstand gelang- 
ten der Lyzeal-Oberlehrer Dr. Fritz 
Streve und Frau Geheimrat Ziehe. Die 
Wahl einer Frau in den Vorstand diese: 
Partei hatte gute Gründe. Kam es doch 
beim Stimmenfang darauf an, die erst- 
mals zur Wahlurne schreitenden Massen 
der bürgerlichen Frauen durch einen am 
2. Januar 1919 gegründeten Frauenaus- 
schuß der DNVP auf ihre Mühlen zu lei- 
ten. Frau Ziehe wird darüber hinaus enge 
Beziehungen zum, „Nationalbund Deut- 
scher Frauen" und zum „Evangelischen 
Kirchenverband des Regierungsbezirkes 
Frankfurt (Oder)“ unterhalten haben.” 
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Die DNVP arbeitete vor allem unter den 
hohen und mittleren Beamten aller 
Zweige, unter den Angestellten, Offizie- 
ren, evangelischen Christen, Akademi- 
kern und deren Verbänden. Die akade- 
mische Lehrerschaft des Oberlyzeums 
Frankfurt (Oder) mit ihrem Direktor, Dr. 
Noth, vertrat fast ausnahmslos die Ziele 
der DNVP. Noch am 7. Dezember hatte 
das Oberlyzeum eine Danksagung des 
Feldmarschalls von Hindenburg erhalten 
auf eine patriotische Spende von 400,— 
Reichsmark für die Soldaten mit nachfol- 
gendem Huldigungsvers: 


„Ob Teures zerbrach, 

ob brennend die Schmach. 
Wir Jungen verzagen nicht, 
wir glauben dem Licht. 
Hindenburg, führ uns!"® 


Mit Hilfe dieser alten reaktionären Par- 
teien, die sich lediglich den neuen Ver- 
hältnissen angepaßt hatten, errichtete 
die Bourgeoisie ein Mehrparteiensystem, 
das durch seine Elastizität und der Ein- 
beziehung von der bürgerlichen Linken 
bis zur äußersten Rechten den Betrug 
der Massen bestens ermöglichte. Dane- 
ben schuf sie in Frankfurt (Oder) unter 
Ausnutzung ideologischer Fehler und 
Schwächen “sowie Handlangerdienste 
rechter SPD-Führer im Arbeiter- und 
Soldatenrat und des Rätegedankes einen 
Bürgerrat,®! der als konterrevolutionäre 
Angriffsspitze operierte und zugleich Ko- 
ordinierungszentrum gegenrevolutionärer 
Aktionen war. Er versuchte auch, die 
starken Gegensätze innerhalb des bür- 
gerlichen Lagers auszugleichen. 


Von Anfang an richteten sich seine Ak- 
tionen mit allen Mitteln gegen den Ar- 
beiter- und Soldatenrat und für eine 
nachdrücklich betriebene Beeinflussung 
aller Schichten. Daher forderte er 
wiederholt in unverschämten Tönen 
Sitz und Stimme im Arbeiter- und 
Soldatenrat. Am 13. Januar 1919 er- 
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zielte der Bürgerrat den ersten Einbruch 
in den Arbeiter- und Soldatenrat. Er 
konnte einen Vertreter entsenden. 


Die endgültige Liquidierung des Arbei- 
ter- und Soldatenrates besorgte die 
rechte SPD-Führung am 15. März 1919, 
indem sie seine Tätigkeit als beendet 
ansah und dafür einen sogenannten 
„Arbeiterrat“ konstituierte. Von seinen 15 
Mitgliedern waren 5 Vertreter der Be- 
amten und Angestellten, unter ihnen deı 
berüchtigte Initiator der staatsbürgerli- 
chen Abende der „Frankfurter Oder- 
Zeitung“ und deren politischer Redak- 
teur Greupner.®? 


Ein wichtiges Organ der Konterrevo- 
lution war die „Frankfurter Oder-Zei- 
tung“. Sie wirkte nicht nur allein 
durch die ständige Verbreitung konter- 
revolutionärer Gedanken und die Be- 
mühungen um die Organisation einer 
einheitlichen bürgerlichen Front, sondern 
auch als Organisator sogen. „Staatsbür- 
gerlicher Abende“. Auf diesen Abenden 
erläuterten die neuen bürgerlichen Par- 
teien in aller Ausführlichkeit ihre Pro- 
gramme. Die Programme der SPD, 
USPD und des Spartakusbundes wurden 
einer diffamierenden Einschätzung un- 
terzogen. Führende Sozialdemokraten, 
wie der Vorsitzende des SPD-Wahlver- 
eins Frankfurt (Oder), Böhm, gingen in 
ihrer Anbiederung an die Bourgeoisie so 
weit, daß sie sich öffentlich für die Ab- 
wendung der SPD von Marx ausspra- 
chen.°? (Abb. 12) 


Einen anderen reaktionären Sammel- 
punkt von erheblicher Wirkung und Akti- 
vität stellte die evangelische Kirche mit 
ihrem „Evangelischen Kirchenverband 
des Regierungsbezirkes Frankfurt 
(Oder)“ dar. Als Organisation mit gro- 
ßer Anhängerzahl hatte sie sich schon 
am 18. Dezember 1918 zum obigen Ver- 
band zusammengeschlossen, trieb übel- 
ste Hetze gegen die Revolution und 
putschte seine Anhänger an der beab- 


sichtigten Trennung von Staat und Kir- 
che auf. Als angeblich unpolitisch und 


- über den Parteien stehende religiöse 


Vereinigung betrieb sie Wahlpropa- 
ganda für die Deutsche Volkspartei und 
die DNVP. 


Über seine Mitglieder bestanden die 
vielfältigsten Querverbindungen zu den 
einzelnen bürgerlichen und reaktionären 
Parteien und eine Fülle ähnlicher Ver- 
einigungen der Beamten, Lehrer und an- 
deren.% 


Die Vorhut der Konterrevolution in der 
Frankfurter Garnison stellten die „Ver- 
einigung aktiver Unteroffiziere der Gar- 
nison Frankfurt- (Oder)", auch „Bund 
aktiver Unteroffiziere des Heeres, der 
Marine und der Schutztruppe” genannt, 
und der „Deutsche Offiziersbund“, Orts- 
gruppe Frankfurt (Oder), dar, die am 18. 
November und am 20. Dezember 1918 
gegründet wurden. Es waren militante 
Standesorganisationen, in denen der alte 
revanchistische und monarchistische Geist 
dominierte, und die in ihrer wirtschaft- 
lichen Sicherstellung die Voraussetzung 
für den Fortbestand ihrer Stände an- 
sahen. Die wahre Gesinnung dieser 
„Ehrenmänner“ wurde in der Mitglieder- 
versammlung des Deutschen Offiziers- 
bundes am 28. Januar deutlich, als hier 
der Erlaß des Kriegsministeriums über die 
vorläufige Regelung der Kommandoge- 
walt’ im Friedensheer vom 19. Januar 
1919 (A. V.-Blatt Nr. 8) behandelt und 
abgelehnt wurde. In einer Resolution 
vom gleichen Tage an den Kriegsmini- 
ster, die Reichsregierung und die Zen- 
tralleitung des Deutschen Offiziersbun- 
des Berlin, sahen die Herren Offiziere 
„in der Ablegung der Schulterstücke 
unverdiente Demütigung, in der Beibe- 
haltung der Soldatenräte eine entwür- 
digende Kontrolle, in dem Absetzungs- 
recht der Soldatenräte eine die wirt- 
schaftliche Existenz der Offiziere gefähr- 
dende Einrichtung, welche jeden Mann 
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Abb. 12 


Hetzartikel in der „Frank- 
furter Oder-Zeitung“ vom 
7.1. 1919. 

Stadtarchiv Frankfurt 
(Oder), Bibliothek 
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Abb. 13 


Genosse Bruno Peters 
im Alter von 74 Jahren. 


Bezirksmuseum Viadrina. 


Archiv, Neg. Nr. 347/20 
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von Charakter und Überzeugung vom 
Offiziersberuf abschrecken wird“. 


Den Herren waren demnach dieser kom- 
promißlerische zurechtgezimmerte Erlaß 
seitens der rechten .SPD-Führung und 
des Kriegsministers, General Reichardt, 
immer noch mit zuviel Zugeständnissen 
an die Räte versehen, obwohl er gerade 
einen Übergang zu den alten Vorrechten 
darstellte.®® Die Stimmung im reaktio- 
nären Offizierskorps wurde darüber 
hinaus von der. obersten Heeres- 
leitung geschürt, da diese in Fra- 
gen der künftigen Heeresgestaltung 
dem Seeckt-Vorschlag mit einem Berufs- 
heer zuneigte und jenen des Kriegsmini- 


. sters Reichardt mit einem sogenannten 


„republikanischen Heer“ auf der Grund- 
lage der allgemeinen Wehrpflicht als zu 
„demokratisch“ ablehnte. Beide Vor- 
schläge aber waren extrem reaktionär 
und variierten lediglich in Grad und 
Zweckmäßigkeit der Zugeständnisse. 


4. Die Wahlen zur Nationalversamm- 
lung 

In der verhältnismäßig kurzen Zeit der 

Wahlkampagne tobte ein erbitterter 

Klassenkampf, der in einen Bürgerkrieg 

hinüberzuwachsen drohte. 


Ye Die Wahlbeteiligung war mit 82,31 Pro- 


zent in der Stadt sehr hoch. 47 350 Per- 
sonen waren wahlberechtigt, von denen 
38 975 gültige Stimmen abgegeben ha- 
ben. Von den Wahlberechtigten waren 
allein 7580 Militärpersonen. 


Die SPD erreichte 20 579 Stimmen 
USPD 742 Stimmen 
Zusammen 21 321 Stimmen 
der Arbeiterparteien 

Die DDP 10 186 Stimmen 
. DVP 3 366 Stimmen 
DNVP 2 771 Stimmen 
Christliche VP 1 331 Stimmen 
Zusammen 17 654 Stimmen 


für die bürgerlichen Parteien® 


5. Die Geburt der Kommunistischen 
Partei in Frankfurt (Oder) 


Anfang Februar 1919 fand im Arbeiter- 
lokal „Neu-Carthaus"”, Halbe Stadt 13, 
die Gründungsversammlung einer Orts- 
gruppe der KPD statt, an der etwa 30 
Genossen teilnahmen. Von 'der Zentrale 
aus Berlin nahm der damalige Ge- 
nosse Ernst Reuter-Friesland teil, 
jener Ernst Reuter, der 1923 als klein- 
bürgerlicher Karrierist aus der KPD aus- 
geschlossen wurde und in die SPD zu- 
rückging. Es waren anfangs nur wenige 
Genossen der jungen KPD-Ortsgruppe 
beigetreten. Einer der ersten war 


der Genosse Goppelt, enger Mitarbeiter 


von Bruno Peters. Verbürgt sind wei- 
terhin die Namen des Buchdruckers 
Willi Gebhardt, des Steinmetzen Wil- 
helm Seeling, des Sattlers Gustav UlI- 
rich, des Tischlers Paul Kirschke und des 
Bauarbeiters Ernst Jänisch. 


1920 umfaßte die Ortsgruppe der KPD in 


Frankfurt (Oder) rund 16 Mitglieder.*’. 


Erst in der Folgezeit begann die KPD als 
einzige revolutionäre Partei des Prole- 
tariats in immer stärkerem Maße einen 
entscheidenden Einfluß auf das politische 


_ Geschehen der Stadt Frankfurt (Oder) 


auszuüben, überschritt aber bis 1926 
nicht die Mitgliederzahl von 40. 


Ernst Thälmann schätzte später diese 
Epoche der deutschen Arbeiterklasse 
wie folgt ein: „Die Tragödie der 
deutschen Revolution bestand in dem 
Zwiespalt zwischen den objektiven aus- 
gereiften Verhältnissen einerseits und der 
subjektiven Schwäche des deutschen 
Proletariats, hervorgerufen durch das 
Fehlen einer zielklaren bolschewistischen 
Partei andererseits . . . Nicht der revolu- 
tionäre Instinkt, nicht das unvergleich- 
liche Heldentum der einzelnen Führer 
des Spartakusbundes ... . konnte den 
Bestand einer eisernen, im Feuer der 


revolutionären Erfahrungen zu Stahl ge- 


härteten Avantgarde ersetzen."® 


Die Gründung der Kommunistischen Par- 
tei Deutschlands war das wesentliche Er- 
eignis der Novemberrevolution, die einen 
Wendepunkt in der Geschichte der deut- 
schen Arbeiterbewegung und des deut- 
schen Volkes einleitete. (Abb. 13) 








Die Wahlen zur Nationalversammlung 
am 19. Januar 1919 in der Stadt Frank- 
furt (Oder) und im Wahlkreis Frank- 
furt (Oder) sowie im Deutschen Reich 


Stadt Ffo. Stimmen °o R.- 
Parteien Folge 
SPD 20.579: ‘52,55 1. 
USPD 742 1,90 6. 
DDP 10186 26,11 2: 
DNVP 2 771 7,13 4, 
DVP 3 366 8,63 3, 
Christl. VP 1 331 3,44 5 
Übr. bgl. Part. .— - - 
38975 100,0 


Wahlkreis Ffo. 


Stimmen °/o Mandate "/o R.- 


Folge 
308 653 52,40 Be 50,0 1: 
4125 02 - Pe 6; 
132 869 22,63 2 25,0 2 
113 143 19,23 2 25,0 3. 
19 037 3,23 _ — 4 
70.554. 4,1579 _ _ 5. 


588 491 100,0° 8 100,0 


Deutsches Reich 


Stimmen 0/89 Mandate °/ R.- 


Folge 

11 500 000 380 165 39,0 LK 
2 300 000 8,0 22 5,0 .} 
5 600 000 18,5 75 18,0 3: 
3100 000 10,0 44 10,0 4. 
1 300 000 4,0 19 4,0 6. 
6 000 000 20,0 91 21,5 2. 
500 000 1,9 7 2,0 7% 


20 300 000 100,0 413 99,5 


50 





Die Wahlen zur Preußischen Landesver- 
sammlung am 26. Januar 1919 in der 
Stadt und im Wahlkreis Frankfurt (Oder) 


Parteien Stadt erh (Oder) 


Stimmen *°o R.- 
J Folge 
SPD 18 321 51,68 ik 
USPD 783 2,22 6. 
DDP 9 272 26,12 2. 
DNVP 3 054 8,62 3. 
DVP 2 987 8,43 4. 
Christl. VP 1 038 2,53 5. 


35 455 100,00 


Wahlkreis Frankfurt (Oder) 


Stimmen 0/9 Mandate °/o R.- 


Folge 
287 088 51,82 6 50,0 fl. 

3 869 0,69 _ _ 6. 
119 675 21,40 3 25,0 2. 
115 354 20,65 3 25,0 3. 

18 293 3,70 _ _ 4, 

9 555 1,74 _ _ 5} 


553 834 100,00 12 100,00 
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3 Schätzungen auf Grund von Zählun- 
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4 Zur Entwicklung der Frankfurter Mes- 


sen siehe vor allem; Knabe, L., Die 
Messen zu Frankfurt (Oder) und ihre 
Bedeutung für den Ost-Westhandel, 
in: Heimatkunde und Landesge- 
schichte zum 65. Geburtstag von R. 
Lehmann, Weimar 1958, S. 234 ff. 


2 Siehe dazu: Klemm, V., Frankfurt 
(Oder) im Revolutionsjahr 1848, phil. 
Diss. Berlin-1960, Ms., S. 14 ft. 


gen im „Wohnungsanzeiger und 
Adreßkalender für Frankfurt (Oder)" 
1848 und 1853 


4 Siehe dazu: Staatsarchiv Potsdam (im 
folgenden: St.A. Postdam) Pr. Br. Rep. 

3 B Nr. 425 Vol. I, Il, Ill und Nr. 451 
5 Zu dieser Preisentwicklung siehe die 
. Preistabellen im „Amtsblatt der 


- königl. Regierung zu Frankfurt 
(Oder)“ Jg. 1846, 1847, 1848 


6 Frankfurter Patriotisches Wochenblatt 


(im folgenden: Frankf. Patr. WblI.) 

Jg. 1847 Nr. 39 (24. 4. 47)) S. 705 und 

Nr. 38 (21. 4. 47) S. 684 f. und Nr. 
43 (8. 5. 47) 5. 818 


0.7 ebd: Jg. 1848 Nr. 2 (8. 1. 48) S. 19 


8 Die Gründungsversammlung dieses 
Vereins fand am 26. 3. 1847 ‚statt. 
Ein Bericht über die erste Entwick- 
_ Jungsetoppe dieser Organisation ist 
im Patr,  Wbl, Jg. 1847 Nr. 82 
41. 9. 47) S. 1584 enthalten. 
8 Stadtarchiv Frankfurt (Oder) (im fol- 
_ genden Frankf. A.) Nr. 149 Protokoll 
der Stadtverordnetensitzg. v. 20. 3. 
1848 ie | 
40 Amtsblatt der königl. Regierung zu 
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Amtsblatt) JQ. 1848 Nr. 14 (5. 5. 48) 
S.99f. 

it Siehe dazu: Telegraph, Frankfurter. 
Zeitung (im folgenden: Telegraph) 
Jg. 1848 Nr. 81 (5. 4. 48) S. 388; 
Frankf. A. Nr. 149 Protokolle der 
Stadtverordnetensitzungen vom 6. 4. 
und 19. 4. 1848 

12 Erankf. Patr. Wbl. Jg. 1848 Nr. 34 
(8. 4. 1848) S. 714 


3 Telegraph Jg. 1848 Nr. 86 (11. 4. 48) 


5.412 

15 Siehe dazu: ebd. Nr. 92 (18, 4. 48) 
S, 433 

15 Siehe dazu: ebd. Nr. 96 (23. 4. 48) 
S, 451 f. und Nr. 98 (26. 4. 48) S. 455 f. 

16 Siehe dazu: St. A. Potsdam Pr. Br. 
Rep. 3 B Nr. 198/2; Telegraph Jg. 
1848 Nr. 114 (17. 5. 48) S. 519. 

17 Engels, F., Mam und die „Neue 
Rheinische Zeitung”, Karl Marx/Fried- 
rich Engels: Werke Bd. 21, Berlin 
1962, S. 18 


18 Zitat aus einem Aufruf für die Grün- 


dung eines bürgerlich-liberalen Klubs 

in Frankfurt (Oder), in: Telegraph 

Jg. 1848 Nr. 84. (8. 4. 48) S. 403 f. 

ebd. 5. 401 S 

ebd. Nr. 96 (23. 4. 48) S. 449 

21 Zitat aus einer Bekanntmachung des 
Frankfurter Magistrats vom 18. 4. 
1848, publiziert im Frankf. Patr. 
Wbl. Jg. 1848 Nr. 37 (19. 4. 48) 
S. 786 

22 So wurde zum Beispiel zum ersten 
Kommandant der Wehr ein stock- 
reaktionärer pensionierter adliger 
Regierungspräsident gewählt. 

23 Siehe dazu: Klemm, V., a.a.O., 5. 32 

—#,, 121 ff., 249 ff., 266 ff., 278 ff. 

24 Die Gründungsversammlung des Ver- 
eins fand am 14. 4. 1848 statt. Der 
erste „Sprecher” 
der spätere Abgeordnete in der 
Frankfurter . Nationalversammlung, 
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Oberlandesgerichtspräsident Scheller. 


Scheller gehörte in Frankfurt am 
Main zum rechten Zentrum. Sein 


u 


des Vereins war 


ud BE Er = un re 


Stellvertreter war der um die bürger- 

lich-demokratische Schulentwicklung 

in Frankfurt hochverdiente Schul- 

direktor Wiecke. Zur Entwicklung des 

Konstitutionellen Vereins siehe: 

Frankf. A, Nr. 3800/l. Dieser Band 

enthält die Sitzungsprotokolle der 

Tagungen des Vereins. 

Frankf. A. Nr. 3800/l. Sitzungsproto- 

koll vom 18. 4. 1848 

25 Der Demokratische Verein wurde am 
26. Mai 1848 gegründet. Seine Sit- 
zungsprotokolle sind teilweise im 
Telegraph publiziert. 

7 Die Zeitung scheint nur wenige Mo- 
nate erschienen zu sein. 

3 Siehe dazu: Klemm, V., a.a.O., S. 
100 ff., S. 148 f., S. 181 ff. und 5. 
266 ff. 


So publizierte zum Beispiel das kon- 
servative Frankf. Patr. Wbl. eine Ar- 
tikelserie, in der die Interessen ‘der 
feudalen Reaktion energisch vertei- 
digt wurden (Frankf. Patr. Wbl. Jg. 
1848 Nr. 74, 5. 8. 1848, 5. 1529 ff.). Ab 
Mitte August wurde von den reaktio- 
nären Kräften ganz offen eine Ta- 
gung des konterrevolutionären Ver- 
eins für König und Vaterland in der 
Oderstadt vorbereitet (Telegraph Jg. 
1848 Nr. 191, 18. 8. 1948, S. 834). 


a Telegraph, Frankf. Zeitg., Jg. 1848 
Nr. 209 (8. 9. 48) S. 899 , 


3 ebd. Nr. 210 (9. 9. 48) 5. 904 
32 ebd. Nr. 219 (20. 9. 48) S. 941 f. 


33 Frankf. A. Nr. 3800/| Sitzungsproto- 
koll v. 16. 11. 1848. Den unmittel- 
Karen Anlaß zur Spaltung des Ver- 
eins bildete die Volksversammlung 
vom 10; September 1848, die die 
Souveränität der preußischen -Natio- 
nalversammlung gegenüber dem 
preußischen König nachdrücklich un- 
terstützte. il. 

34 Kirchner war ein Stiefbruder des 
preußischen Leutnants Annecke, eines 
Mitgliedes des Bundes der Kommu- 
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IS 


35 


36 


38 


39 


40 


Al 
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nisten. In einer Denunziation wird 
auf diese verwandtschaftlichen Bezie- 
hungen Kirchners ausdrücklich hinge- 
wiesen. Siehe dazu: St. A. Potsdam 
Pr. Br. Rep. 3 B Nr. 329 p. 20a 


St. A. Potsdam Pr. Br. Rep. 3 B Nr. 
874 Denkschrift des Frankfurter Poli- 
zeidirigenten v. Young v. 20. VI. 1850; 
siehe auch: Klemm, V., a.a.O., 5. 203 


Der zeitliche Ablauf dieser Ereignisse 
ist nicht ganz klar, da ab Mitte 
August der Telegraph kaum noch 
Nachrichten über den Demokrati- 
schen Klub publizierte. Der Grund 
für diese Haltung bestand in den 
politischen Auffassungen der 7eitung, 
die immer mehr von denen des lin- 
ken Flügels der kleinbürgerlichen 
Demokraten differierten. Die in An- 
merkung 35 genannte Denkschrift 
nennt das Datum dieser Vorgänge 
nicht exakt. Den unmittelbaren An- 
laß für das Ausscheiden des rechten 
Flügels bildete das Bekenntnis der 
großen Mehrheit der Mitgliedschaft 
zur Errichtung einer bürgerlich-de- 
mokratischen Republik. Siehe dazu: 
Öffentliche Erklärungen der aus- 
scheidenden Mitglieder in: Telegraph 
Jg. 1848 Nr. 223 (24. 9. 48) S. 958 
und Nr..226 (28. 9. 48) S. 970 


Siehe dazu: Frankf. Demokr. Wbl. 
1848 Nr. 4 (28. 10. 48) S. 35 


Siehe dazu: Klemm, V., a.a.O., S. 
252 ff. 

Frankf. Demokr. Wbl. 1848 Nr. 1 
(7. 10. 48) S. 5 

Siehe dazu: Klemm, V., a.a.O., S. 


137 ff. 

Siehe dazu: Schulblatt für die Provinz 
Brandenburg, Jg. 1848 S. 635 ff. 
Siehe dazu: Telegraph Jg. 1848 Nr. 
143 (23, 6. 48) S. 635 u. Nr. 205 
(3, 9, 48) S. 889; Frankf. Patr. Wbl. 
Jg. 1848 Nr. 55 (17. 6. 48) S. 1177 


Telegraph Jg. 1848 Nr. 247 (at 
48) S. 1051 f. 


4 St, A. Potsdam Pr. Br. Rep. 3 B Nr. 
199 Schr. des Frankf. Magistrats vom 
15. 11, 1848 


45 ebd. Nr. 201 Schr. des Generals v. 
Weyrach vom 16. und 17. 11. 1848 
45a ebd. Rep. | Oberpräs. Nr. 1122 p. 15 
46 Frankf. A. Nr. 3800/ll Schr. d. Frankf. 
Demokr.-konst. Vereins vom .11. 11. 
1848 und Verhandlungsprotokoll vom 

11. 11. 1848 


47 St, A. Potsdam Pr. Br. Rep. 3 B Nr. 
200 Vol. I Schreiben des Frankfurter 
Magistrats vom 13. 11. 1848; Frankf. 
Demok. Wbl. 1848 Nr. 8 (2501: 
1848) S. 62 f. 

#3 Telegraph Jg. 1848 Nr. 248 (ASEITE 
48) S. 1057 

48a Die relativ günstige Situation, mit 
der Bürgerwehr revolutionäre Aktio- 
nen durchzuführen, wurde damals 
nicht genutzt, obwohl sich die Mehr- 
heit der Wehrmitglieder für einen be- 
waffneten Widerstand entschieden 
hatte. Siehe dazu: St. A. Potsdam 

_ Rep. I. Oberpräs. Nr. 1119 T. 62 ff. 

49 Frankf. A. Nr. 149 Sitzungsprotokoll 
der Stadtverordnetenversammlung v. 
16. 11. 1848 

50 St, A. Potsdam Pr. Br. Rep. 3 B Nr. 
200 Vol. I Schreiben des Frankf. Mo- 
gistrats vom 24, 11. 1848 


Frankf. A. Nr. 149 Sitzungsprotokoll 
der Stadtverordnetenversammlung v. 
16. 11. 1848; Frankf. Demokr. Wwbl. 
1848 Nr. 8 (25. 11. 48) 5. 67 


Amtsblatt Jg. 1848 Nr. 47 (22. 11. 48) 
Außerordentl. Beilage 


Siehe dazu: Klemm, V., Das Revolu- 
tionsjahr 1848 in den Städten der 
Niederlausitz, Letopis Jahresschrift 
des Instituts f, sorbische Volksfor- 
schung Reihe B Jg. 1968 Nr. 15/2 
S, 173f.; ders, Das Revolutionsjahr 
1848 in den Dörfern der Niederlau- 
sitz, ebd. Jg. 1969 Reihe B Nr. 16/1 
S. 67 f. 
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St. A. Potsdam Pr. Br. Rep. 3 B Nr. 
1062 Schreiben der Frankfurter Re- 
gierung vom 18, 11., 19. 11., 25. 11. 
und 27. 11. 1848; ebd. Nr. 819 Vol. I 
Schreiben des Generals v. Weyrach 
v. 20. 11. 1848; ebd. Rep. | Oberprös. 
N. 1119 p. 64 b 

Frankf. Demokr. Wbl. 1848 Nr. 9 
(2. 12. 48) S. 82ff.; Telegraph Jg. 
1848 Nr. 253 (25. 11. 48) S. 1075f.; 
Klemm, V., Frankfurt (Oder) 1848... 
a.a.O., S. 290 ff. 


Frankf. Patr. Wbl. Jg. 1848 Nr. 113 
(2. 12. 48) S. 2303 ff. Sitzungsproto- 
koll des Vereins vom 26. 11. 1848 


Frankf. Demokr. Wbl. 1848 Nr. 9 
(2. 12. 1848) S. 80 

Telegraph Jg. 1848 Nr. 258 (7. 12. 48) 
S. 1095 f. 

St. A. Potsdam Pr. Br. Rep. 3B Nr. 
814 Vol. IV Schreiben der Frankfurter 
Regierung v. 4. 12. 1848; ebd. Rep. | 
Oberpräs. Nr. 1122 p. 15 


Telegraph Jg. 1849 Nr. 52 (1. 5. 49) 
S; 205; Nr. 58.15.50 29)757 20} 
Nr. 67 (5. 6. 49) S. 267 


Frankf. A. Nr. 3800/ll Sitzungsproto- 
koll des Demokr.-konst. Vereins vom 
10. 3. und 23. 6. 1849; St. A. Pots- 
dam Pr. Br. Rep. 3 B Nr. 824 


Engels, Fr., Revolution und Konter- 
revolution in Deutschland, Karl Marx/ 
Friedrich Engels, Werke, Bd. 8 Berlin 
1960 S. 77 r 

ebd. S. 42. 

St. A. Potsdam Pr. Br. Rep. 3 B Nr. 
828 Vol. Ip. 55 f. 

ebd. p. 211 

ebd. p. 209 f. 

ebd.; siehe auch: Klemm, V., Aus 
den Anfängen der Arbeiterbewegung 
in Frankfurt an der Öder, Märkische 
Heimat 3, Jg. (1959) H. 4, S. 244 f, 
Siehe dazu: Schirrmacher, E., Das 
Stadtarchiv Frankfurt (Oder), Frank- 
furt (Oder) 1972, S. 11 
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„Frankfurter Oder-Zeitung” (im fol- 
Br) genden F. O.-Ztg. genannt) 
Be Nr. 239 v. 11. 10. 1918, Bl. 1 
2 F.O.-Ztg. Nr. 261 
vom 6. November 1918, Bl. 2 
3 F, O.-Ztg. Nr. 237 
vom 9. Oktober 1918 Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 259 
vom 3. November 1918, Bl. 2 
4 EO.-Zg..Nr. 259 
0... vom 3. November 1918, Bl. 2 
3. ENO:-Ztg. Nr..256 
B;c vom 31. Oktober 1918, Bl. 2‘ 
6 F, O.-Ztg. Nr. 266 
vom 12. November 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 245 7 
“ vom 18. Oktober 1918, Bl. 1 
> F. O.-Ztg. Nr. 246 
vom 19. Oktober 1918, Bl. 1 
S 2 F. O.-Ztg. Nr. 249 
2.0... vom 23. Oktober 1918, Bl. 2 
Bern F0.-Ztg. Nr. 259 
2... vom 3. November 1918, Bl. 2 
BSR. 0214, Nr. 260 
le vom 5. November 1918, Bl. 2. 
8 F,O.-Ztg. Nr. 240 
vom 12. Oktober 1918, Bl. 2 
Museum VIADRINA VI/4—34, S. 4 
Museum VIADRINA VI/4-32, S. 1 
Bezeichnend dabei ist die Argumen- 
tation des rechten Sozialdemokraten 
Scheidemann, der im Auftrage der 
rechten Sozialdemokratie bereits in- 
.nerhalb des Kabinetts des Prinzen 
Max von Baden tüchtig half, das sin- 
kende Staatsschiff zu retten. „Lieb- 
knechts Märtyrerschaft war ein Feh- 
ler. Ist er draußen, so kann man ge- 


i er sich neu, so wird er wieder ein- 
m; gesperrt. Liebknecht ist typischer Bol- 
EN  ..schewist.“ 
Ba Aus: Die Regierung des Prinzen Max 
‚ ’ AT von Baden, bearbeitet von Erich 
| BR -  , Matthias und Rudolf Morsey, Düssel- 


DER RE ER TANK AR ER 
Va L rk Ar, 


Anmerkungen zı zum Beitrag von Joachim | 


“ gen ihn reden. Sonst nicht. Vergeht 


dorf, 1962, 5. 44. (Quellen zur Ge- 


- schichte des Parlamentarismus und 


SD 


der politischen Parteien, 1. Reihe, 
Bd. 2) 

Museum VIADRINA VI/4—32, S. 1 
Museum VIADRINA VI/4—32, S. 1 
Museum VIADRINA VI1/4—34, S. 5 
Museum VIADRINA VI/4—32, S. 1 

F. O.-Ztg. Nr. 246 

vom 19. Oktober 1918, Bl. 1 
Museum VIADRINA VI/4—31, S. 


Museum VIADRINA VI/4—32, 5. 


Museum VIADRINA VI/4—32, S. 
Museum VIADRINA VI/4—32, S. 
Museum VIADRINA VI/4-36, S. 
Museum VIADRINA VI/4—32, S. 
Museum VIADRINA VI/4—36, S. 
Museum VIADRINA VI/4—32, S. 
F. O.-Ztg. Nr. 266 

vom 12. November 1918, Bl. 1 
Museum VIADRINA VI/4—34, S. 5/6 
Museum VIADRINA VI1/4—32, S. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 266 

vom 12. November 1918, Bl. 1, 2 
Museum VIADRINA VI/4-31, S. 9 
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" Museum VIADRINA VI/4—32, 5. 7—9 


23 


E: Liebknecht, Der neue Burgfrieden, 
: Ausgewählte Reden, Briefe und 

Aufkätre, Berlin 1952, S. 469 

ebenda 

K. Liebknecht, Das was ist, in: Aus- 

gewählte Reden, Briefe und Aufsätze, 

Berlin 1952, S. 473 

F. O.-Ztg. Nr, 265 

vom 10. November 1918, Bl. 1 

F. O.-Ztg. Nr. 274 

vom 22. November 1918, Bl. 2 

F. O.-Ztg. Nr. 265 

vom 10 November 1918, Bl. 1 

F. O.-Ztg. Nr. 268 

vom 14. November 1918, Bl. 2 

Museum VIADRNA VI/4—34, S. 10 

Museum VIADRINA VI/4—34, S. 11 

Museum VIADRINA VI/4—31, S. 10 

Joachim Trowitzsch, Rittmeister a. D., 

Besitzer mehrerer Güter und Teilha- 

ber großer Unternehmen, war einer 

der wohlhabendsten Männer und ex- 


nn 


nn nn m Ten u nn m 


. ponierter Vertreter der Reaktion in 


Frankfurt (Oder), der im Hintergrund 
stehend, vor allem über die ihm ge- 
hörende „Frankfurter Oder-Zeitung“ 
wirkte. Trowitzsch war ein unverbes- 
serlicher Monarchist und trat für eine 
starke Armee und eine eiserne Hand 
nach innen und außen ein. Die 
Frankfurter Reaktion wurde von ihm 
aktiv inspiriert und unterstützt. In 
seiner Zeitung bekämpfte er die Ver- 
treter des liberalen Bürgertums wie 
Theodor Wolff und bürgerliche Pazi- 


 fisten vom Schlage eines Helmuth von 


33 


35 


36 


Gerlach, sympathisierte jedoch ande- 
rerseits mit Revisionisten der SPD 
wie Paul Göhre, ehemaliger Pfarrer 
von St. Gertraud in Frankfurt (Oder) 
von 1894 bis 1897, Reichstagsabge- 
ordneter der SPD vor 1914 und jet- 
ziger Unterstaatssekretär des Kriegs- 
ministeriums in der neuen Regie- 
rung Ebert. 

F. O.-Ztg. Nr. 268 

vom 14. November 1918, Bl. 2 
Museum VIADRINA VI/4—34, S. 11 
Museum VIADRINA VI/4—31, S. 10 
Museum VIADRINA VI/4—32, S. 2 
Museum VIADRINA VI/4—32, S. 2 

F. O.-Ztg. Nr. 268 

vom 14. November 1918, Bl. 1 

F. O.-Ztg. Nr. 270 

vom 16. November 1918, Bl. 1 

F. O.-Ztg. Nr. 271 

vom 17. November 1918, Bl. 1 

F. O.-Ztg. Nr. 274 

vom 22. November 1918, Bl. 1 

F. O.-Ztg. Nr. 276 

vom 24. November 1918, Bl. 1 
Museum VIADRINA VI/4—31, S. 11 
Museum VIADRINA VI/4-32, S. 3 
Museum VIADRINA VI/4—32, S. 3 

F. O.-Ztg. Nr. 268 

vom 14 November 1918, Bl. 1 

F. O.-Ztg. Nr. 271 

om 17. November 1918, Bl. 1 

F. O.-Ztg. Nr. 273 
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vom 20. November 1918, Bl. 1 
F. O.-Ztg. Nr. 274 

vom 22. November 1918, Bl. 
Museum VIADRINA VI/4—32, S. 3 
Museum VIADRINA VI/4—32, S. 3 
F. O.-Ztg. 268 

vom 14. November 1918, Bl. 1 

F. O.-Ztg. Nr. 273 

vom 20. November 1918, Bl. 1 

F. O.-Ztg. Nr. 20 

vom 24. Januar 1919, Bl, 2 


F, O.-Ztg. Nr. 280 


"vom 29. November 1918, Bl, 2 


F. O.-Ztg. Nr. 290 

vom 11. Dezember 1918, Bl 2 
F. O.-Ztg. Nr. 280 

vom 29. November 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 276 

vom 24. November 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 300 

vom 22. Dezember 1918, Bl, 2 
F. O.-Ztg. Nr. 278 

vom 27. November 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr 7 

vom 9, Januar 1919, Bl. 2 

F. O.-Ztg. Nr. 286 

vom 6. Dezember 1918, Bl. 2 N 
F. O.-Ztg. Nr. 302 

vom 25. Dezember 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 304 

vom 29, Dezember 1918, Bl. 1 
F. O.-Ztg. Nr. 278 

vom 28. November 1918, Bl, 1 
F. O,-Ztg. Nr. 277 

vom 26. November 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 277 | 

vom 26. November 1918, Bl, 2 
F. O.-Ztg. Nr. 280 

vom 29, November 1918, Bl. 1 
F. O,-Ztg. Nr. 276 


vom 24. November 1918, Bl. 2 
‘ F. O.-Ztg. Nr. 277 


vom 26. November 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 278 
vom 27. November 1918, Bl. 1 
F. O,-Ztg. Nr. 283 


vom 3. Dezember 1918, Bl. 1 
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F. O.-Ztg. Nr. 289 
vom 10. Dezember 1918. Bl. 2 


F. O.-Ztg. Nr. 298 

vom 20. Dezember. 1918, Bi. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 301 

vom 24. Dezember 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 299 

vom 21. Dezember 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 26° 

vom 31. Januar 1919, Bl. 2 

F, O.-Ztg. Nr. 28 

vom 2. Februar 1919, Bl. 2 


F. O.-Ztg. Nr. 293 
vom 14. Dezember 1918, Bl. 1 


F. O.-Ztg. Nr. 289 

vom 10. Dezember 1918, Bl.2 - 
Museum VIADRINA VI/4—31, S. 25 
F. O.-Ztg. Nr. 286 

vom 6 Dezember 1918, Bl. 2 

F. O.-Ztg. Nr. 295 | 

vom 14. Dezember 1918, Bl. 2 


F. O.-Ztg. Nr. 301 

vom 24. Dezember 1918, Bl. 1 
F. O.-Ztg. Nr. 303 

vom 28. Dezember 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 296 . 

vom 18. Dezember 1918, Bl. 2 
Museum VIADRINA VI/4-32, 5. 3 
Museum Viadrina VI/4—32, S. 3/4 
F. O.-Ztg. Nr. 1 

vom 1. Januar 1919, Bl. 2 

F. O.-Ztg. Nr. 2 

vom 3. Januar 1919, Bl. 2 

F. O.-Ztg. Nr. 3 

vom 4. Januar 1919, Bl. 2 

F. O.-Ztg. Nr. 5 

vom 7. Januar 1919, Bl. 2 

F. O.-Ztg. Nr 6 

vom 8. Januar 1919, Bl. 2 

F. O.-Ztg. Nr. 5 

vom 7. Januar 1919, Bl. 2 

F. O.-Ztg. Nr. 9- 

vom 11, Januar 1919, Bl. 2, 1 
F. O.-Ztg. Nr. 5 

vom 7. Januar 1919, Bl. 2 

F. O.-Ztg. Nr. 6 

vom 8. Januar 1919, Bl. 2 
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F. O.-Ztg. Nr. 6 | | u SLR 
vom 8. Januar 1919, Bl. 1,2 n 
F. O.-Ztg. Nr. 6 | \ 
vom 8. Januar 1919, Bl. 2, 1 
F. O.-Ztg. Nr. 7 
vom 9. Januar 1919, Bl. 2 
F. O.-Ztg. N.8 
vom 10. Januar 1919, Bl. 2 
Museum VIADRINA VI/4—32, S. 5 
Museum VIADRINA ViI/a—32 $. 5 
Staatsarchiv Potsdam Rep. 2 Reg. 
Potsdam Abt. 1 Nr. 17905, S. 43 
F. O.-Ztg. Nr. 12 
vom 15, Januar 1919, Bl, 2 
F. O.-Ztg. Nr. 268 
vom 14, November 1918, Bl. 1 | 
F. O.-Ztg. Nr. 278 N 
vom 27. November 1918, Bl. 1 
F. O.-Ztg. Nr. 290 | 
vom 11. Dezember 1918, Bl. 1 Sa 
F. O.-Ztg. Nr. 285 ' 
vom 5. Dezember 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 289 
vom 10. Dezember 1918, Bl. 1 
F. O.-Ztg. Nr. 292 Er 
vom 12. Dezember 1918, Bl, 2 
F. O.-Ztg. Nr. 290 | 
vom 11. Dezember 1918, Bl. 2 ; 
F. O.-Ztg. Nr. 295 
vom 17. Dezember 1918, Bl. 1 B 
F. O.-Ztg. Nr. 8 BE 
vom 10. Januar 1919, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 10 u 
vom 12, Januar 1919, Bl. 4 | 
F. O.-Ztg. Nr, 302 . Pay 
vom 25. Dezember 1918, Bl, 2 N 
F. O.-Ztg. Nr. 2 
vom 3, Januar 1919, Bl. 1 
F. O.-Ztg. Nr. 9 
vom 11. Januar 1919, Bl, 2 
Wohnungsanzeiger Frankfurt (Oder) k 
1919/1920 FN 
F. O.-Ztg. Nr. 274 Mt 
vom 22. November 1918, Bl. 2 
F. O.-Ztg. Nr. 302 | 
vom 25. Dezember 1918, Bl. 1 u. 
F. O.-Ztg. Nr. 305 I“, 
vom 31. Dezember 1918, Bl. 2 
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F. O.-Ztg. Nr. 304 
vom 29. Dezember 1918, Bl. 1 





F. O.-Ztg. Nr. 9 


vom 11. Januar 1919, Bl. 2 


 F, O,-Ztg. Nr. 296 


vom 18. Dezember 1918, Bl. 2 


Quellen 


Ungedruckte Quellen 


Gedruckte Quellen’ 


F. O.-Ztg. Nr. 6 F. O.-Ztg. Nr. 10 F. O.-Ztg. Nr. 299 Museum VIADRINA Frankfurt (Oder) a) Akten- und Dokumentenpublikatio- 
vom 8. Januar 1919, Bl. 2 vom 12, Januar 1919, Bl. 2 vom 21. Dezember 1918, Bl. 2 Berichte und Aufzeichnungen, Proto- nen, amtliche Veröffenilichungen 
F. O.-Ztg. Nr. 9 F. O.-Ztg. Nr. 13 Bi O.-Ztg. Nr. 300 kolle . 1 Archivalische Forschungen zur Ge- 
vom 11. Januar 1919, Bl. 2 vom 16. Januar 1919, Bl. 1 vom 22. Dezember 1918, Bl. 2 schichte der deütschen. Arbeiterbe- 
3 F. O.-Ztg. Nr. 304 F. O.-Ztg. Nr. 14 F. O.-Ztg. Nr. 305 ee wegung, Band 4/1-IV: Die Auswir- 
vom 29. Dezember 1918, Bl. 2 vom 17. Januar 1919, Bl. 1 vom 21. Dezember 1918, Bl. 1 V1/a—32 kungen der Großen Sozialistischen 
#9 Wohnungsanzeiger Frankfurt (Oder) F. O.-Ztg. Nr. 15 F. O.-Ztg. Nr. 26 BSH Oktoberrevolution auf Deutschland, 
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